
n 111,3 der Beilagen zu den Stenographischen Protok~lIcn 
des Nationalrates XVll. Gcsetzgebungspenode 

Herrn 

Republik Österreich 

Dr. Wolfgang Schüssel 
Wirtschaftsminister 

Präsidenten des Nationalrates 
RudolT P ö 0 E R 

Parlament 
101? Wie n 

/1 If 
Wien, am i··· Mai 1990 
GZ.: 10.101/84-XI/A/1a/90 

S-1d'rf lAB 

1990 -05- 1 8 

zu S223/J 

In Beantwortung der schriTt lichen parlamentarischen AnTrage NI'. 

5223/J betreTTend Maßnahmen zum Umweltschutz, welche die Abge­

ordneten Dr. Keppelmüller und Genossen am 20. März 1990 an mich 

richteten, übermittle ich in der Anlage die in meinem Ressort 

seit 198? von der Tür die Koordination Umweltschutz zuständigen 

Organisationseinheit lauTend erstellte ZusammenTassung der Lei­

stungen Tür den Umweltschutz im Bereich des Bundesministeriums 

Tür wirtschaTtliche Angelegenheiten mit Stand Mai 1990. 

Beilage 
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A) lJMVJFLTRFLEVANTR NORMRNSFTZlJNGR~T IWS RESSORTS SRI, BEGINN 

DFR LAUFFNDFN LEGISLATURPRRIODF 

1. Gesetze 

1.1. AusarbeitunR der ~~~ierun~~v~rl~~e ~ines Aundes~esetzes 
zur Begrenzung der von Dampfkesselanlagen ausgehenden 

Luftverunreinigungen (Luftreinhaltegesetz für Kesselanla­

gen); beschlossen am 23. Juni 19RR und kundgemacht unter 

RGBL.Nr. 380/1988; in Kraft getreten am 1. Jänner 1q8g 
(Beilage 1R, Umweltpolitik Punkt 1. a) des Arbeitsüber­

einkommens). 

Dadurch werden Grenzwerte und Fristen für die Sanierung 

von Altanlagen festgelegt. 

1.2. Ausarbeitung der Regierungsvorlage eines Bundesgesetzes p 

mit dem das Maß- und Eichgesetz geändert wird; beschlos­
sen am 13. Dezember 198R und kundgemacht unter RGRL.Nr. 

742/1988; in Kraft getreten am 31. Dezember 19RR. 

Dadurch wird unter anderem die Fichpflicht für Meßgeräte, 

die zur Messung von Fmissionen von Kesselanlagen V~rwen­

dung finden, eingeführt. 

" 

1.3. Ausarbeitung der Regierungsvorlage eines Bundesgesetzes, 

mit dem die Gewerbeordnung 1973, das Berggesetz 1975, das 

Sonderabfallgesetz, das Alt5lgesetz 1q86 und das Gelegen­

heitsverkehrsgesetz geändert werden (Gewerberechtsnovelle 

1988), beschlossen am n. Juli 1qR8 und kundgemacht unter 

RGRL.Nr. 3q9/198R; in Kraft getreten am 1. Jänner 1989 
(Beilage 18; Umweltpolitik Punkt 1. b) des Arbeitsüber­

einkommens). 

In diesem Gesetz werden die zu wahrenden Schutzinteressen 

ausgeweitet; durch die Bestimmungen über Vorsorgema~­

nahmen zur Vermeidung von Belastungen der Umwelt sowie 

über verstärkte Kontrollmaßnahmen und Bestimmungen über 

St6rfälle wird der Umweltschutz im gewerblichen Retriebs­

anlagenrecht wesentlich verbessert. 
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1.4. Ausarbeitung der Regierungsvorlage eines Bundesgesetzes, 

mit dem das Fernwärmeförderungsgesetz geändert wird; be­

schlossen am 13. Dezemher 1QRR und kundgemacht unter 

BGBL.Nr. 744/198R; in Kraft getreten am 1. Jänner 19R9 

(Beilage 1R, Umwel~politik.Yunkt1~. g) des ArbeitsUber­

einkommens. 

Dadurch wird die Fernwärmeförderung bis 31.12.1991 ver­

längert und die Gesamthöhe der zu fördernden Investi­

tionen fUr Fernwärmeausbauprojekte auf eine Gesamtsumme 

von 11 Milliarden Schilling (bisher R Milliarden) erhöht. 

2. Verordnungen 

2.1. Ausarheitung der Verordnung des Bundesministers fUr wirt­

schaftliche ßngelegenheiten üher die Begrenzung der von 

Dampfkesselanlagen ausgehenden Luftverunreinigungen (Luft­

reinhalteverordnung für Kesselanlagen 1989, LRV-K 1989): 

erlassen am 29. Dezember iQRR und kundgemacht unter 

RGRL.Nr. 19/19R9, geändert mit BGBL.Nr. 134/1990 (Beilage 

1R, Umweltpolitik Punkt 1.a) des ArbeitsUbereinkommens). 

2.2. Ausarbeitung einer Verordnung des Bundesministers für 

wirtschaftliche Angelegenheiten mit der die Dampfkessel­

verordnung (DKV, BGBloNro510/1986) geändert wird (verlaut­

bart mit BGBI.Nr. 652/19RR). Mit dieser Verordnung wird 

die Aufhebung des Verbotes der Verwendung brennbarer 

Treibgase in Druckgaspackungen zwecks Substitution von 

FCKW als Treibmittel geregelt. 

2.3. Ausarbeitung der Elektrotechnikverordnung (RTV 1989), 
verlautbart mit BGBl.Nr. 104/19Rg. Mit dieser Verordnung 

wird das Inverkehrbringen elektrischer Betriebsmittel, 

die polychlorierte Biphenyle enthalten, verboten, da bei 

deren allfälligen Verbrennung Dioxin freigesetzt wird. 
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2.4. Ausarbeitung der Verordnung des Rundesministers fUr wirt­
schaftliche Angelegenheiten über die DurchfUhrung des Alt-

51 gesetzes 1986 (Alt5lverordnung); erlassen am 17. Juli 

19R7 und kundgemacht unter PGBL.Nr. 383/1987 (Beilage 18, 

Umweltpolitik Punkt.5 des ArbeitsOb~reink9mmens). 

2.5. Ausarbeitung der Verordnung des Bundesministers für wirt­

schaftliche Angelegenheiten über die Begrenzung des 

Schwefelgehaltes von Heizöl; erlassen am 2. Feber 198Q, 

kundgemacht unter BGPl. Nr. q4/1QRQ (Peilage 1R, Umwelt­

politik Punkt 1. f) des Arbeitsübereinkommens). 

2.6. Ausarbeitung der Verordnung des Bundesministers für wirt­

schaftliche Angelegenheiten und des Bundesministers für 

Arbeit und Soziales über die Lagerung von Druckgaspackun­

gen die mehr als 45 VoH. oder mehr als 250 Gramm brenn­

bare Stoffe enthalten p in gewerblichen Betriebsanlagen; 

erlassen am 16. November lQ8R, kundgemacht unter PGPL.Nr. 

651/1988 (Beilage 18, IJmweltpolitik Punkt 1., e) des Ar­
beitsübereinkommens). 

2.7. Ausarbeitung der Verordnung des Bundesministers für 

wirtsch~ftliche Angelegenheiten über die Bestimmung des 

Sch~lleistungspegels von Rasenmähern; erlassen am 

5. Juli 1989, kundgemacht unter BGBL.Nr. 572/19RQ (Bei­

lage 18, Umweltpolitik Punkt 6. b) des Arbeitsüberein­

kommens). 

2.8. Ausarbeitung der Verordnung des Bundesministers fUr wirt­

schaftliche Angelegenheiten Uber die Begrenzung der Emis­

sion von chlorierten organischen Lösemitteln aus CKW-An-
1 agen in gewerbl ichen Bet rie bsanl agen (CKf..1-JitlYlilagen-Ver­

ordnung); erlassen am 2n. April 1989, kundgemacht unter 

BGBL.Nr. 27/1(90). 
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3. Erlässe und Richtlinien 

3.1. Richtlinien im staatlichen Hochbau 

~.. ; 

Im staatlichen Hochbau wurden eine Reihe von Richtlinien 
für die Projektierung von haus technischen Anlagen auf den 

verschiedensten Fachgebieten im Hinblick auf Energieein­

sparung, optimale Wärmedämmung und geringere IJmweltbe­

lastung novelliert. 
AuPerdem werden derzeit Vertragsunterlagen für die Haus­

technikplanung in Zusammenarbeit mit der Rundesingenieur­
kammer und der Fachgruppe "Technische Büros" der Rundes­

wirtschaftskammer in Abstimmungsgsprächen verhandelt. 

An einer standardisierten Leistungsbeschreibung für Hei­

zung, Lüftung und Sanitär wird gearbeitet. Die standardi­

sierte Leistungsbeschreibun~ Elektrotechnik wurde mit 

einem Teilbereich als Heft 9 der Publikationen des staat­

lichen Hochbaues bereits veröffentlicht. 
Seit Ende 1QRR werden Vor-Ort-Prüfungen der Wärmeerzeu­

gungskombinationen (Kessel und Brenner) von den Energie­

sonderbeauftragten (FSB) durehgeführt. Die dabei erzielte 

Optimierung der Anlagen bringt auch für den Umweltschutz 

wesentliche Vorteile. 

3.2. Umweltfonds- und Wasserwirtschaftsfondsrichtlinien 

Basierend auf der Einvernehmenskompetenz zu generellen 

Vollzugsakten im Bereich des Umwelt- und Wasserwirt­

schaftsfonds konnte das Wirtschaftsressort maßgebend bei 

der Überarbeitung der Förderungsrichtlinien und der Ver­

gaberichtlinien mitwirken. Neben legistischen Verbesserun­

gen wurden vor allem im Bereiche des IJmweltfonds für den 
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F5rderungsnehmer transparentere F5rderungsbestimmungen 

durchgesetzt. Rei den Vergaberichtlinien wurde dem Rau­

ethikkatalog des Wirtschaftsministeriums folgend eine 

Harmonisi erung mi t:der Ver,ga.beo.rdn~ng für 5 ffen t 1 iche 

Bauaufträge des Ressorts initiiert. Auf Anregung des 

Wirtschaftsressorts fand der Aspekt der Umweltgerechtig­

keit in den Vergaberichtlinien Eingang noch bevor die 

Richtlinien für das öffentliche Beschaffungswesen in 

Entsprechung der Nationalrats-FntschlieRung vom 26.1.1989, 

wonach umweltgerechte und energiesparende Produkte und 

Systeme grundsätzliche bevorzugt angeschafft werden 

sollen, geändert wurden (siehe diesbezüglich auch Pkt. 

C/12.1 sowie C/i3). 

3.3. Richtlinien der Tourismus-Investitionsförderungsaktion 

(siehe diesbezüglich Pkt. C/q) 

R) GFPLMTTF' UNP IN ANGRIF'F GF~.TOM~1Rf\IP' lJMt\'FLTRP.LEV M!TF. NORMFN­

SET ZUNGEN AUCH IM J-IINRLICr Al1F DAS AR8EITSUSF.:RFINKOMMP.N 
DER RFG I ERUNGSPA RTFIEN ,'. 

1. Gesetze 

1.1. Ausarbeitung der Regierungsvorlage eines Bundesgesetzes, 

mit dem das Berggesetz 1915 geändert wird; (Beilage 18 

Umweltpolitik Punkt 1. c) des Arbeitsübereinkommens). 

Dadurch kommt es zur Harmonisierung der bergrechtlichen 

anlagenbezogenen Bestimmungen mit jenen der Gewerbe­

ordnung 1973. 
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1.2. Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die Gewerbeordnung 1973 

geändert wird (Gewerbeordnungsnovelle 1990) 

Durch die Rundes-Verfassungsgesetz-Novelle 19A8, PGRl.Nr.685, 

hat der Bund die Zuständigkeit "Abfall wirtschaft hinsichtlich 
. . . .' 

gefährlicher Abfälle',' hinsichtlich anderer Abfälle nur so 

weit ein BedUrfnis nach Frlassung einheitlicher Vorschriften 
vorhanden ist" (Art. 10 ARs. 1 Z 12 R-VO) erhalten. 

Unter Inanspruchnahme dieser Kompetenz wurde die Schaffung 

eines Abfallwirtschaftsgesetzes federführend vom Rundes­

ministerium fUr {Tmwel t, tTugend und Familie in Angriff ge­

nommen. 

In parlamentarischer Behandlung ist eine Novelle zur 

GewO 1973, die, gestUtzt auf den Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-BG 

idgF sowie auf Art. 10 Abs. 1 Z A leg.cit., abfallwirtschaft­

liche Regelungen fUr den Rereich des Gewerberechts vorsieht. 

nie geplanten abfallwirtschaftlichen Regelungen sollen nach 

dem Grundsatz "Vermeiden vor Verwerten vor sonstiger Behand­

lung" formuliert werden. nas hei0t, daß. in erster Linie ab­

fallvermeidende ~a~nahmen gesetzt werden sollen; so~eit eine 

Abfallvermeidung nicht mBglich ist, soll es zu einer Abfall­

verwertung kommen; nur in jeqen Fällen, in denen eine Abfall­

verwertung nicht mBglich ist, soll die sonstige Behandlung 

der Abfälle unter Vermeidung von Belastungen der Umwelt zu­

lässig sein. 

Bereits durch die Gewerberechtsnovelle 1988 wurde festgelegt, 

daß. die bei der Anlagengenehmigung vorzuschreibenden Auflagen 

erforderlichenfalls auch Ma~nahmen betreffend die Lagerung 

und die sonstige Behandlung von Retriebsabfällen zu umfassen 

haben (~ 77 Abs. 1 dritter Satz GewO 1973 idgF). 

1.3. P.ine Novelle zum Marchfeldkanalgesetz ist in parlamenta­

rischer Beha~dlung. Diese ~ovelle soll die Fertigstellung 
der Grundausstattung des Marchfeldkanals sichern. Von diesem 

Projekt sind wesentliche Impu~se auch in ökologischer Hin­
sicht zu erwarten. 

0-
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2. Verordnungen 

2.1. Aufgrund des ~ 69 Abs. 1 Gew0 1973 idgF finden Vorar­

beiten für Verordnungen betreffend die Festlegung von 
Höchstwerten für den zulässigen Schalleistungspegel und 

Schalldruckpegel vön'Rasenmänern"und anderen Maschinen 
und Geräten statt. 

2.2. Ausarbeitung eines Entwurfes einer Verordnung über 

Lagerung und Abfüllung brennbarer Flüssigkeiten; da­

durch soll nicht nur der Schutz vor Bränden und F,xplo­

sionen, sondern auch vor Verunreinigungen von Gewässern 

gewährleistet werden. Derzeit erfolgt die abschlie~ende 
Fndredaktion (Beilage 18, tTmweltpolitik Punkt 2 des 

Arbeitsübereinkommens). 

2.3. Ersatz der derzeit bestehenden Flüssiggas=Verordnung~ 

BGBL.Nr. 13 Q/1971, durch eine den modernen Erforder­

nissen im Bereich des IJmweltschutzes Rechnung tragende 

Regelung. Die erforderlichen technischen Vorarbeiten 

wurden bereits vor längerer Zeit in Angriff genommen 

und sind im Gange. 

~ 

2.4. Ausarbeitung eines Entwurfes einer Verordnung über 

Solarien, deren Verwendung für sich allein die Ge­

nehmigungspflicht einer gewerblichen Betriebsanlage 

nicht begründet (Solarienverordnung); derzeit erfolgt 

die Auswertung des Ergebnisses des allgemeinen Regut­

achtungsverfahrens. 

2.5. Ausarbeitung eines Entwurfes einer Verordung über Alt­
ölverfeuerungseinrichtungen, deren Verwendu~g für sich 

allein die Genehmigungspflicht einer gewerblichen Be­

triebsanlage nicht begründet; da die Vorarbeiten nahezu 

abgeschlossen sind, kann mit der Frlassung dieser Ver­

ordnung in nächster Zeit gerechnet werden. 
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2.6. Ausarheitun~ von Entwürfen für Verordnungen aufgrund 
des § 16 Abs. 1 der Gewerbeordnung 1913; anlä~lich der 

Gewerbereferententagung 1QR9 wurden die Gewerbereferen­

ten der Länder um Ubermittlung von Vorschlä~en fUr ein­

schlägi~e Verordnungen ersucht. Nach Vorliegen dieser 

VorschI äge und· Erstell ung . ein-er "die"sbezUgl ichen Priori­

tätenliste werden entsprechende VerordnungsentwUrfe 

ausgearbeitet und dem allgemeinen Pegutachtungsver­

fahren zugeleitet werden. 

2.1. Ausarbeitung von Entwürfen von Verordnungen aufgrund 

des ~ 82 der Gewerbeordnung 1913 betreffend das zu­
lässige Ausmaß der Emissionen verschiedener Gase und 

Dämpfe von gewerblichen Betriebsanlagen; nach Kontakt­

aufnahme mit dem Bundesministerium fUr Umwelt, Jugend 

und F'amilie, dem (Jmweltbundesarnt, dem C1sterreichischen 

Normungsinstitut und den Rundesländern wurden auf Grund 

einer einschlägigen Prioritätenliste Verordnungen fUr 

folgende gewerbliche Retriebsanlagen in Aussicht genom­

men: 

2.7.1. Anlagen 7 die Chlorkohlenwasserstoffe, wie insbeson­

dere Trichloräthylen oder Perchloräthylen emittieren 
,. 

(wie Chemischreinigungsanlagen oder Anlagen zur ~e-

tallentfettung): 

Die Verordnung Uber die Regrenzung der Emission von 

chlorierten organischen Lösemitteln aus CKW-Anlagen 

in gewerblichen Retriebsanlagen (CKW-Anlagen-Ver­
ordnung), RGRl. Nr. 27/1990, wurde bereits erlassen; 

diese Verordnung, die nicht nur der Luftreinhaltung, 
sondern auch der Reinhaltung des Rodens und des 

Wassers dient, schränkt die Emission von chlorierten 

organischen Lösemitteln aus CKW-Anlagen in gewerb­

lichen Betriebsanlagen auf jene Werte ein, die nach 

dem derzeitigen Stand der Technik durch den Einbau 

von Abluft- und Abwasserreinigun~sanlagen erreichbar 

sind. 
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In Anpassung an derzeit geplante Regelungen im Re­

reich des Chemikalienrechts (inshesondere an die ge­

plante Verordnung des Bundesministers für Pmwelt, 

Jugend unf Familie Uher Beschränkungen und Verhote 

der Verwendung, der Herstellung und des Inverkehr­

set zens von voll:hcil ogenierten" FI uorchlorkohl enwasser­

stoffen) und an die einschlägige internationale Ent­
wicklung ist eine Novellierung der CKW-Anlagen-Ver­

ordnung in Aussicht genommen; die nächste diesbezüg-

1 iche Besprechung mit dem Rundesminist.erium für I1m­

welt, Jugend und Familie wird voraussichtlich Ende 

19 QOIAnfang 1991 stattfinden. 

2.7.2. Zementwerke: 

Der Entwurf einer Verordnung über die Regrenzung der 

Emission von luftverunreinigenden Stoffen aus Anlagen 

zur Zementerzeugung wurde bereits dem allgemeinen 

Begutachtungsverfahren unterzogen; derzeit erfolgt 

die Auswertung des F.rgebnisses des Begutachtungsver­

fahrens. 

2.7.3. Feuerungsanlagen, Kalkwerke: 
4 ... · 

Derzeit sind technische Vorarbeiten für einschlägige 

Verordnungsentwürfe im Gange. 

2.8. Ausarbeitung eines Entwurfes einer Novelle der Ver­

ordnung betreffend die Begrenzung von Emissionen aus 

Aufbereitungsanlagen für bituminöses Mischgut, RGRI. 

Nr. 378/1976. Derzeit erfolgt die Auswertung des Er­

gebnisses des Regutachtungsverfahrens. 

2.9. Ausarbeitung eines Fntwurfes einer aufgrund des durch 

die Gewerberechtsnovelle 198R in der Gewerbeordnung 

1973 neu eingefügten ~ 82 a Abs. 1 ermöglichten Ver­

ordnung über die Bezeichnung gefahrengeneigter Anlagen 

und üher die den Inhaber einer solchen Anlage in bezug 

auf Störfälle treffenden Verpflichtungen (Störfallver­
ordnung ). 

5188/AB XVII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 15 von 61

www.parlament.gv.at



- in -

Näher geregelt werden inshesondere Art, Aufbau, Pührung und 

Fortschreibung einer Sicherheitsanalyse und eines auf diese 

gestützten Planes fq~ betriebssrezif~sche ~a~nahmen zur Stör-
.. .... . . _. ... ~ . 

fallvermeidung und zur Begrenzung und Beseitigung der Auswir-

kungen von Störfällen sowie Art und Umfang der Meldepflicht 

an die Behörde bei Rintritt eines Störfalles. 

Nach abschlieAenden Gesprächen mit den berührten Ressorts 

und Wirtschaftskreisen soll die Verordnung erlassen werden. 

2.10.Die im Regutachtungsverfahren zum Fntwurf der inzwischen er-

. lassenen Verordnung über die Begrenzung des Schwefelgehaltes 

von Heizöl (BGBL. Nr. q4/1qR9) abgegebenen Anregungen zur 

weiteren Verringerung der Schwefel werte in einer Vereinbarung 

gemäf Art. 15 a B-VG wurden an das diesbezUglich fUr den 

Rund federfUhrende 8undesministerium fUr Umwelt, Jugend und 

Familie weitergeleitet. Dieses Ressort hat mittlerweile be­

reits einen den übermittelten Anregungen Rechnung tragenden 

Fntwurf fUr eine einschlägige Vereinbarung gemä~ Art. 15 a 

R-VG ausgearbeitet. 

3. ~laRnahmen ,' . 

. 
Vor allem bei Stra~enneuplanungen wurde und wird im Sinne der 

Umweltverträglichkeit auf die Belange des IJmweltschutzes durch 

Trassenwahl im Grund- und AufriR (AbrUckungen im Grundrif, . 
Tieflegungen von Trassen, IJmfahrungstunnel etc.) zunehmend 

Bedacht genommen. 

In zunehmendem Maß gelangen auch Immissionsschutzpflanzungen 

(Pilterwirkung ~egen Staub und Schadstoffe) im Rahmen der 
landschaftspflegerischen RegleitmaBnahmen zur Anwendung. 

Damit wurden wesentliche Gesichtspunkte der Umweltverträg­

lichkeit vorweggenommen. 
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C) UMWPoLTRPoLFVAr'-'TPo AKTIVITÄTEN DES RRSSORTS SPoIT RRGH!N PER 

LAUFFNDFN LFGISLATURPFRIODP. 

1. Pro j e kte, die d er Grund lagen st ud i e "IN~10VATIO~1- vII RTSCH A FT­

UMWELT" folgten 

Ziel dieser Grundlagenstudie war die Untersuchung der Nach­

fragesituation der öffentlichen Hand nach einzelnen tTmwelt­

technologie-Feldern um die Transparenz des Umwelttechnik­

marktes weiter zu erhöhen und damit einerseits Unternehmen 

aktuelle Informationen über Innovations- bzw. neue Markt­
chancen anzubieten und andererseits der öffentlichen Hand 

Entscheidungsgrundlagen für eine den Umweltschutzmaßnahmen 

komplementäre Innovationspolitik zu liefern. 

Diese Untersuchung setzte sich aus 

- den Faktoren des ~achfrageverhaltens der öffentlichen Hand 

- einer empirischen Erhebung bei den wichtigsten Städten 

und Gemeinden 

- einer Analyse der Rechtslage 

- und einer volkswirtschaftlichen Pewertung des Nachfrage-

potentials der öffentlichen Stellen im Sinne einer 

"procurement policy" 

zusammen und führte zu folgenden Vorhaben: 

1.1. Projekt "Chlorfreie Bleiche" 

Errichtung und Betrieb einer mehrstufigen Pilotanlage zur 
Durchführung von Forschungs- und Entwicklungsarbeiten bei 

der Bleiche von Zellstoffen im technischen Maßstab bei der 

Leykam AG in Gratkorn (Steiermark). Forschungsziel ist die 
Sanierung der durch die Bleichereiemissionen verursachten 

Umweltbelastungen, insbesondere die Reinhaltung der Fließ­

gewässer durch Einführung von chlorfreien Bleistufen, deren 

Abwasserfrachten in den Prozeß rückgeführt und so als interne 

Maßnahme vom Vorfluter ferngehalten werden können. Das Haupt­
ziel liegt in der Sicherung und Stärkung der Absatzchancen 

der heimischen Maschinen- und Anlagenbauindustrie durch 

Nutzung der· in der Pilotanlage erarbeiteten Ergebnisse. 
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Die Aetriebsbereitschaft der Pilotanlage ist mit 31.12. 

100n terminisiert. Nach Vorliegen der Versuchsergebnisse 

wird die 5sterreichische 7ellstoffindustrie diese Ergeb­

nisse unverzUglich in ihre Planungen zur Sanierung der 

8leichereiemissionen einfliefen lassen und in der Pro-

duktion umsetzen. 

1.2. Umweltgerechtes 5ffentliches Reschaffungswesen 

--------------------------------------------~-

Zu diesem Thema veranstaltete das Ressort eine F'nquete, 

an der fast 100 Persönlichkeiten aus den Reschaffungs­

stellen des Rundes, der Länder und der Gemeindeverbände 

teilnahmen. Die F'rkenntnisse dieser Enouete flossen auch 

in die Pn t schI i er ung des (Tmwel taussc husses d es ~Tational­

rates vom lR. November lqRR Ober umweltgerechtes Re­

schaffungswesen der öffentlichen Hand ein (siehe auch 

Pkt. r:/i?l). 

1.3. Fmissionsminderung bei Vleinfeuerungsanlagen 

Immer mehr wird der H~usbra~d zu einem gro~en Umwelt­

problem. Die Kleinfeueranlagen, Pinzelraumheizungen 

etc. stellen ein groPes Marktpotential fUr die öster­

reichische \-lirtschaft dar. Ein {jll"satzzuwachs von 400 bis 

600 Mio.öS pro Jahr kann aufgrund eines Rinbaus vonneuer 

IJmwelttechnik erzielt werden, eine zusätzliche Peschäf­

tigung von 700 bis 000 Personen wäre dadurch möglich. 

Der Umsatz, welcher durch das Vordringen anderer Formen 

der Wärmeversorgung dem traditionellen Vleinfeuerungs­

markt entgeht, wird auf '100 bis 700 Mio .5S pro ,Tahr 

(BOO bis 1.100 Beschäftigte) geschätzt (Grundlagen-

st udie: INNOVATION-vi I RTSr:H A FT- [1~H..JF.LT, hera usgege hen 

vom Rundesministerium fUr wirtschaftliche Angelegen­

heiten im Jahre 1087). 

· 

5188/AB XVII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)18 von 61

www.parlament.gv.at



- 13 -

Erstmalig wurde darin der Prohlemkreis "F.rnissionsmin­

derung bei Kleinfeuerungsanlagen" für Österreich unter­

sucht. Ziel der Untersuchung war es, wie zukünftige ge­

setzliche Ma~nahmen der Länder und des Rundes auf das 
technologische und innovatorische Potential der öster­

reichischen Wir.tsohaft abges.t.immt werden· sollen, um ein 

Maximum an Umweltschutz mit neuen österreichischen 

Technologien zu kombinieren. 

Die Koordination und Projektbegleitung wird von einer 

Arbeitsgruppe unter der Federführung des Wirtschafts­

ministeriums durchgeführt (Teilnehmer: RMWF, BMUJF, 

Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern, Bun­

deswirtschaftskammer - div. Fachverbände). Das Ergebnis 

der Studie wird zum Jahreswechsel vorliegen. 

1.~. Umwelttechnologiedatenbank Seibersdorf 

Um den IJnternehmen den Zugriff auf moderne umwelttech­

nische Verfahren zu erleichtern, wurde auf Initiative 
des Ressorts in Seibersdorf eine Umwelttechnikdatenbank 

für Produkte und Verfahren aufgebaut. In dieser Daten­

bank können an die 1000 Produkte und Verfahren von mehr 

als 320 österreichischen Uniernehmen abgefragt werden. 

Zusätzlich zu diesen Daten sind etwa 120 ungarische 

Produkte und Verfahren von 45 ungarischen Firmen (im 

Rahmen einer Kooperation) enthalten, wobei in Blick­

richtung FXPO '95 die Datenbank auch einem weiteren 

Benutzerkreis 'online' zugänglich gemacht wird. Es ist 

beabsichtigt, analog zur Zusammenarbeit mit Ungarn, 

auch CSFR-Retriebe in die Datenbank aufzunehmen. 

Unternehmen sind aufgefordert, ihre Produkte und Ver­

fahren einspeichern zu lassen. Diese Informationen 

werden Anfragen aus dem In- und Ausland zur Verfügung 

gestellt. 

5188/AB XVII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 19 von 61

www.parlament.gv.at



- 1 ~ -

2. Pro je ktg:ruppe "Saubere Tec hnol og ien" und ~'et zwer k für den 
Transfer von tJmwelttechnologien (NRTT) 

Dem Rundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten ob­

liegt die Leitung der Projektgruppe "Saubere Technologien" in 

der Untergruppe "Umweltschutz" der "Interministeriellen Ar­
bei tsgruppe für Euro.Räische Integration". 

Zum Themenbereich dieser Projektgruppe gibt es keine geson­

derten FG-Richtlinien, bzw. auch keine speziellen öster­

reichischen Rechtsvorschriften. 
Grundsätzlich ist jedoch festzustellen, daß auch vor einem 

allfälligen Beitritt Österreichs in die FG, die Voraussetzun­

gen für eine Reteiligung der österreichischen Wirtschaft 

'am EG-Binnenmarkt im Bereich der Sauberen Technologien zu 

schaffen sind. 

Dies beinhaltet: 

- die mBglichst frühzeitige Information der Osterreichischen 

Wirtschaft über Marnahmen und Projekte in diesem Bereich 

- und die MBglichkeit österreichischer Institutionen, Infor­

mationen über Entwicklungen bzw. Daten an die FG weiterzu­

leiten, bzw. von dort zu beziehen. 

Zur Schaffung dieser Voraussetzungen wurde von der Projekt­

gruppe vor allem geprüft, wie ,.eine Teilnahme Österreichs an 

dem in der FG gestarteten Projekt NETT (Netzwerk für den 

Transfer von Umwelttechnologien) gestaltet werden kann. 

NETT (das auch innerhalb der FG erst in der Anlaufphase ist 

und erst im Oktober 1988 offiziell gestartet wurde) soll 

eine Informations- und ClearingsteIle der Fr. mit der Raupt­

aufgabe sein, den Wissens- und Technologietransfer für Unter­

nehmen, die Investitionen in den Umweltschutz planen, zu 

organisieren. Dies unter Einbeziehung von Forschungsinsti­

tutionen und Behörden der Europäischen Gemeinschaften. Aus­

gehend von der Projektgruppe "Saubere Technologien" wurde vom 

Ressort die "Arbeitsgemeinschaft NFTT" initiiert, deren Auf­
gabe es sein wird, möglichst viele Klein- und Mittelbetriebe 

an NFTT heranzuführen, um rascher und kostengünstiger am um­

welttechnikwirksamen Wissenstransfer der EGzu partizipieren. 
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3. Ad hoc - Arbeitsgruppe Osteuropa, Untergruppe !lmwelt­

schutz 

Im Rahmen der vom Wirtschaftsminister eingeleiteten 

neuen Ostwirtschaftspolitik kommt dem Umweltschutz 

~esondere Redeutung zu, der auch in Osteuropa in 

rasantem Tempo ins Zentrum der_~esellschartlichen und 

wirtschaftlichen Diskussion rückt. 

Aus diesem Grunde wurde in der im Ressort eingesetzten 

"Ad hoc - Arbeitsgruppe Osteuropa" eine eigene Unter­

gruppe Umweltschutz eingerichtet, in der Vorschläge 

zur Belebung und Ausgestaltung der österreichischen 

Ostwirtschaftspolitik im Bereich des Umweltschutzes 

und der Umwelttechnik erarbeitet werden. 

4. Umweltschutzma~nahmen im Bereich der Rner~iewirtschaft 

In der österreichischen F.ner~iepolitik wurde die Ver­

folgung des Ziels der lJmweltverträglichkeit konsequent 

durchgeführt und das relative Gewicht dieses Ziels ent­

sprechend den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen 

weiter erhöht. 

Die wichtigsten daraus resultierenden Ma~nahmen waren: 
" 

- Strenge Emissionsgrenzwerte bei thermischen Gro~anlagen 

Österreich ist mit dem nunmehrigen Luftreinhaltege­

setz für Kesselanlagen weltweit unter den Ländern mit 

den strengsten Vorschriften. 

Dieses Gesetz bwz. die von meinem Ressort dazu erlas­

senen Verordnungen sind auch weitgehend führend, was 
das durch Regelungen erfa~te Schadstoffspektrum an­

langt. 
Hier sind beispielsweise die strengen Fmissionsgrenz­

werte für Dioxine und Furane - diese werden nach der 

neuen Luftreinhalteverordnung für Kesselanlagen der 

Müllverbrennung sowie der Altölverbrennung explizit 

auf 0,1 ng/m 3 begrenzt - zu nennen. 
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- Reduktion des Schadstoffgehaltes von fossilen Rrennstoffen 

Es wurden unte~a~~~rem Ä~d~ru~gen.der.Vereinbarung gemäf 

Art. 15a R-VG über den höchstzulässigen Schwefelgehalt im 

Heizöl vorgenommen, die mit 13.2.1gR7 und mit 2R.7.1QRg 
in Kraft getreten sind. Der Schwefelgehalt wird darin auf 

folgende Anteile gesenkt: 

bei Ofenheizöl von 0,30 ~ auf 0,20 'f. 

hei Heizöl leicht von 0,50 % auf 0,30 "f. 
. bei Heizöl mittel von 1 , 00 't auf 0,60 t( 

I' 

bei Heizöl schwer 

ab i.i.1Q92 von 2,00 '1 auf 1 ,00 'f 

- Einsatz der Wasserkraft als bedeutendste erneuerbare 

Energiequelle unter der Voraussetzung der im F.inzelfall 

nachgewiesenen Umweltverträglichkeit 

- Teilnahme an allen wichtigen internationalen Aktivitäten 

zum Umwelt- und Klimaschutz p z.B. im Rahmen der UNO urtd der 

OECD .' 

- Erstellung konzeptiver Grundlagen über die marktwirtschaft­

lichen Aspekte des Sektors Energie und Umwelt 

insbesondere zur "Internalisierung" der Umweltkosten. Oher­

legungen des Ressorts zur Bewertung der Besteuerung von 

Fnergie als umwelt- und energiepolitisches Instrument be­

ruhen auf diesem marktwirtschaftlichen Ansatz. 
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- Verankerung des F.nergiesparens als erste Priorität der 

Rnergiepolitik - unter sorgfältiger Berücksichtigung der 

Auswirkungen auf die Wirtschaftsentwicklung 

.. .. -, 

F.s wurde das Energiesparprogramm 1988 aufgestellt, das als 

"offensives Programm zu Zeiten niederer Energiepreise" den 
durch die verfallenen Preise tendentiell abgeschwächten 

Energiesparanstrengungen entgegenwirken soll. 

Als eine wesentliche weitere Weichenstellung ist die 

satzungsmäP-ige Festschreibung des Energiesparens als Unter­

rtehmensaktivität der F.lektrizitätswirtschaft zu nennen. 

- In der F.lektrizitätswirtschaft wurden durch entsprechende 

Maßnahmen drastische Reduktionen des SchadstoffausstoP-es 

kalorischer Anlagen erreicht und sind auch für die Zukunft 

geplant. 

- Energietechnologien 

Ps wurde, da sich die hisher zur Verfügung gestandenen Emis­

sionsda ten auf Informationen gr,ündeten, die vom Beginn der 

AOer Jahre stammen, eine Neuerhehung der Emissionsfaktoren 

von Energietechnologien vorgenommen. Auf diesen Emissions­

faktoren aufbauend, wurde eine aktualisierte und vervoll­

ständigte Rerechnung der Fmissionsmengen der Sektoren der 

Energiewirtschaft durchgeführt. 

- In weiterer Verfolgung einer Öffnung der Elektrizitätswirt­

schaft wurde in der am 28. November 1989 stattgefundenen 

31. außerordentlichen Hauptversammlung der Verbundgesell­

schaft eine Änderung der Gesellschaftssatzung beschlossen, 

die der Verbundgesellschaft eine Ausweitung des Geschäfts­

umfanges durch neue AufgabensteIlungen ermöglicht. 
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Damit hat die 8undesregierung die ~esellschaftsrechtlichen 

Voraussetzungen für eine schrittweise P.ntwicklung der Ver­
bundgesellschaft von einem Stromversorgungsunternehmen über 

ein Energiedienstleistungsunternehmen his hin zu einem 

modernen und innovativen Dienstleistungskonzern p der hoch­

leistungsfähige Ver~ u~d' EJr!tsor'gungslechnol~gien auf den 

Gebieten 

a Abfallwirtschaft und 

U Wasserwirtschaft 

anbietet, geschaffen. 

- SchlieRlich wurde das ~onzept der ökosozialen Marktwirtschaft 

auch deshalb entwickelt, um die wirtschaftlichen Pahmenbe­

dingungen für eine optimale F.nergiepolitik zu schaffen und die 

in der 2. Republik traditionell bewiesene ronsensfähigkeit 

zwischen Gruppierungen und vordergründig verschiedener wirt­

schaftlicher Jlusrichtung auf den zentralen Bereich des Umwelt­

schutzes zu übertragen. 

Als eines der umfassend besetzten Beratungsgremien wurde vom 

Wirtschaftsminister die "Osterreichische Gesellschaft für Umwelt 

und Technik" ersucht, permanent zur Verfügung zu stehen'. 

Energiesparmaßnahmen im Bereich pes Bundeshochbaus 

-
Für energiesparende Ma~nahmen sind im Rahmenbauprogramm jährlich 

14 % vom Instandhaltungsbudget vorgesehen (siehe auch Pkt. EI2). 
In den Jahren 1980 bis 19Rq wurde die beachtliche Summe von mehr 

als 2,714 Mio. S für derartige Investitionen aufgewendet. Durch 

diese Ma~nahmen, wie auch durch die sinnvolle Energienutzung 

wurden seit dem Jahre 19RO bis einschließlich 1988 nicht nur eine 

Heizkosteneinsparung von rd. 1.3h6 Mio. S erreicht, sondern auch 

eine Verringerung des Heizölverbrauches um ca. 173.000 t (also 

weniger Energieimporte und damit ein geringerer Pevisenabgang) 

erreicht. Daraus resultiert auch eine beträchtliche Reduktion der 
Schwefeldioxidemissionen in einer Röhe von 3.500 t im gleichen 

Zeitraum. 
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Die Mafnahmen im staatlichen Hochbau werden im Rahmen der 

finanziellen Möglichkeiten und unter Reachtung der wirt­

schaftlichen Gesichtspunkte mit Nachdruck fortgesetzt. 

Insbesondere wird darauf zu achten sein, da~ nur solche 

Energieträger verwend.E:t werden, die die Umwelt möglichst 
-. .' 

wenig belasten. Um dies zu erreichen, ist einerseits der 

Anschluß von Rundesgebäuden an Fernwärme (weil bessere 

Primärenergienutzung, intensivere Ahgasreinigung) und 

andererseits die Umstellung von Heizungsanlagen auf um­

weltfreundlichere Energieträger (Frdgas, Heizöl extraleicht) 

und optimale RetriebsfOhrung bei Peizanlagen weiterhin zu 

forcieren. 

Fernwärme 

Auch der FernwärmeversorgunF wurde und wird eine gro~e Pe­

deutung beigemessen. Oberall dort, wo bundeseigene Gebäude 

an lokale, vorwiegend kommunale Fernwärmeversorgung ange­

schlossen werden können, wird diese Möglichkeit weitgehend 

genutzt. So wurden mit Stichtag 31. Dezember 1qRn 412 bun­

deseigene Gebäude mit einer ~ubatur von 25,4 Mio. m3 ~m­
bauten Raum und einem Anschlußwert von 5~n.136 kW mit um­

weltfreundlicher Fernwärme beheizt. Das waren bezogen auf 

den um~auten Raum ca. 3q 1 der Gesamtkubatur aller Gebäude. 

In den Jahren 1987 und 1088 konnten österreichweit zusätz­

liche 40 Gebäude mit einem Anschlu0wert von 60.8Q6 kW und 

einer Kubatur von 3,881.315 m3 angeschlossen werden. Zum 

Vergleich wird noch angefOhrt, da? die FernwärmeanschlOsse 

im Jahre 1080 noch bei lR ~ lagen. 

Am rnde der Legislaturperiode werden voraussichtlich 48 % 
der bundeseigenen Gebäude fernwärmeversorgt sein. 

Derzeit sind insgesamt 29 Alternativenergie-Anlagen bei 
Rundesobjekten in Betrieb. Unter diesen Anlagen befinden 

sich u.a. Holzschnitzelfeuerungen, eine elektrisch be­

triebene bivalente parallel-alternativ gefahrene Wärmepumpe 

und Gaskondensationskessel. 
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- Reduktionsmöglichkeiten der Kohlenwasserstoffemissionen der 

Treibstoffkette 

Gemä~ einer Fntschlie~ung de~.RatiQnalrate~vom 7. Juni 1989 

(P 120-NR/XVII. GP) hat der Wirtschaftsminister eine frei­

willige Vereinbarung erreicht, wonach die ÖMV und ihre 

Partner bei 40 - 50 groAen Tankstellen, insbesondere an 

Transitrouten (Autobahntankstellen) und in Rallungszentren 

(wie z.8. Wien, Linz und Graz), im I.aufe des Jahres 1990 
das Gaspendelungssystem bei der Retankung von PKW's ein­

führen werden. 

5. Lärmschutzma~nahmen im Rereich der RundesstraBenverwaltung 

Im Bereich der RundesstraAenverwaltung wurden Lärmschutz­

ma~nahmen in erster Linie durch die Aufstellung von Lärm­

sChutzwänden, Dämmen und Steilwällen gesetzt. 

Darüber hinaus gelan~ten in verstärktem (1mfang (vornehmlich 

an Transitstrecken) lärmmindernde Fahrbahnbeläge zur Aus­

fÜhrung, die neben ihrer lärrnmindernden Wirkung auch eine 

günstige Beeinflussung des Fr~~uenzspektrums mit sich 

bringen. 

Des weiteren wurde der Finbau von Lärmschutzfenstern ent­

sprechend dem gesamtösterreichischen Nachholbedarf fortge­

setzt und gefördert. 

Um die Realisierung dieser ~a~nahmen im Bereich des Transit­
verkehrs rascher vorantreiben zu können, wurde Mitte des 

Jahres lQRg die "OKO-Maut" über Initiative des Wirtschafts­

ministers ins Leben gerufen. Deren Mittel, die sich mit rund 

300 Mio. S pro Jahr abschätzen lassen, werden für straßen-
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und ohjektseitige Lärmschutzma~nahmen, lärmmindernde 

Fahrhahnheläge, Immissionsschutzpflanzungen aher auch 

fUr Rannwaldsanierungen (soweit konkrete Pelan~e einer 

Bundesstra~e betroffen sind) und die Verbesserung von 

Rntwässerungsanlagen.(verstärkter Poden- und Gewässer-_. . .. ...... . 

schutz) aufgewendet. 

6. MaGnahmen im Bereich der F6rderung lärmarmer Last­
kraftwagen 

Im Zusammenhang mit der Frlassung des Nachtfahrverbotes 

mit 1.12.1QRg wurde eine Förderungsaktion fUr die An­

sChaffung und Ilrnrüstung von lärmarmen LKv,l's im Rahrren 

der PiiRGF;:; ins Leben gerufen. 

Zu den bisherigen Rrgebnissen der diesbezUglichen För­

derungsaktion siehe Pkt. E/11. 

7. PmweltschutzP1arnahrnen im Rereich der hetriehlichen F:r­

haltung von Pundesstrafen einschliePlich Rückbauma~­

nahmen 

7. 1. Stra~enausrüstung 

" 

Im Rereich der betriehlichen Frhaltung und Stra~en­

ausrUstung ist die lJmweltproblematik folgender Stoffe 

bekannt, an deren Reduzierung bzw. an deren Frsatz 

gearbeitet wird: 

- Bodenmarkierungsmaterialien 

Lösungsmittel (rd. 1/3 der Gesamtmasse von Farben): 

Hier werden im zunehmenden Mare Pigh-Solid-~ate­

rialien (98 % Feststoffe) sowie Kalt- und Spray­

plastiken und wasserlösliche Farben vermehrt er­

probt und zur Anwendung herangezogen, um den Anteil 

der Lösungsmittel zu reduzieren. 
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- Bleipigmente 

Zur Frzielung des gelhen Parhtones bei Markierungen ver­

wendet, wird ihr Ersatz durch Peranziehung organischer 

Pigmente (Hallsagelb, Azop,iPJl1en.te)·.erprobt. und in der Praxis 

bereits im größeren Umfang durchgeführt; es sind auch 

bereits einige derartige Produkte für Markierungen zugelas­

sen (damit verbunden: höhere Kosten als bei Pigmentierung 

mit Rleichromat). 

Als Beispiel sei angeführt, da~ in Wien nur bleifreie 

(bleiarme) und lösungsmittel freie hzw. lösungsmittelarme 

Markierungsmaterialien zur Verwendung gelangen. 

~ Zwei-Komponenten-Kaltplastikmaterialien mit pulverförmiger 
Härterkomponente (Peroxid) 

Hier laufen Versuche und Forschungsvorhaben, die Härter­
komponente in gebundener Form gleichzeitig mit den Abstreu­

materialien (Reflexperlen) beizugeben, um Reeinträchtigun­

gen der Arbeiter und Passanten hei der Ärbeitsdurphführung 

zu vermeiden. 

7.2. ~ntwicklung umweltfreundlichär Auftaumittel 

-------------------------------------------

Zur Reduzierung des Streusalzverbrauches wurden im Rahmen von 

Forschungsvorhaben und Probeausführungen umweltfreundliche 

Auftaumittel wie z.R. Magnesiumazetat (CMA) entwickelt und 

erproht, welche ab der Winterperiode 1989/90 auch probeweise 

in Problembereichen zum Einsatz gelangen (erfordern wesent­

lich höhere Kosten als herkömmliche Streumittel). 

Fine wesentliche Grundlage zur Verwendung umweltfreundlicher 

~aterialien stellt das Chemikaliengesetz vom 25. Juni lQ87 

dar, dessen Vollziehung im Rahmen des Bundesministers fUr 
Umwelt, Jugend und Familie liegt, und welches durch eine 

Reihe einzelner Durchführun~sverordnungen noch zu ergänzen 

ist. 
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Das Rundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten/ 

Rundesstra~enverwaltung ist jedoch bemüht, von sich aus alle 
Maßnahmen zur Reduzierung und Vermeidung des Finsatzes um­

weltschädigender ~aterialien zu setzen. 

5.3. Rückbaumaßnahmen 

Aus der Sicht der verantwortlichen Verkehrsplaner stellen 

die in letzter Zeit wiederholt auftretenden Forderungen nach 

Umgestaltung des Straßenraumes im Ortsbereich p einerseits 

wenn eine Umfahrung realisiert wurde und sich dadurch das 

verkehrliehe Anforderungsprofil geändert hat, aber auch bei 

gleichbleibenden Verkehrsverhältnissen, um die Lebensquali­

tät der 0rtsbewohner zu erhöhen, eine große Herausforderung 

an eine den wirtschaftlichen, verkehrstechni~chen und vor. 

allem umweltbezogenen Gesichtspunkten gerechtwerdenden 

Planungs- und Fntscheidungsprozeß dar. 

Unter dem Begriff "HOckbau" ist eine Umorganisatiop des 

Straßenraumes zu verstehen v wobei der aus heutiger Sicht 
über proportional hohe Anteil der Verkehrsfläche für den 

fließenden Kfz-Verkehr, zug~nsten anderer Verkehrsarten, 

wie. Fußgänger, Radfahrer und ruhender Verkehr sowie einer 

optischen Gestaltung durch Begrünungsmaßnahmen reduziert 

wird. Es ist daher im Sinne dieser nefinition richtiger, 

anstelle des Begriffes "Rückbau" von einer "Umorganisation 

des Straßenraumes" zu sprechen, da damit nicht nur bauliche 

Maßnahmen, sondern auch verkehrsorganisatorische und 

straßenpolizeiliche subsumiert sind und die Tätigkeit 

einer lJmorganisation entspricht. 
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Auf die Frage nach den aus16senden GrUnden fUr derartige 
RUckbaumaJ?,nahmen, besser ausgedrUckt "Umorganisation des 

StraJ?,enraumes" wären im wesentlichen zwei zu nennen: 

- Der betreffende StraJ?,enabschnitt wurde aufgrund von Ver-.. 
kehrsver 1 agerungen z. B .. d u-rch" den' Rau' von Ortsumfahrun-

gen deutlich entlastet. Der nunmehr nicht mehr erforder­

liche Fahrraum fUr den durchgehenden Kfz-Verkehr steht 

fUr eine Umgestaltung oder Urnorp:anisation zur Verfügung. 

- Ein weiterer AnlaJ?, vorn (JmorganisationsmaJ?,nahmen ist dann 

gegeben, wenn der Straßenraum neben der bisher als aus­

schließlich berücksichtigenswerten Funktion des Durch­

leitens des flieJ?,enden Kfz-Verkehrs, nunmehr auch andere 

zufolge des geänderten Wertwandels unserer Gesellschaft 
als ebenso wesentlich erkannte Funktionen, nämlich Auf­

enthalt, FrschlieP"ung und Kommunikation quer zur Straße 
zu erfUllen hat, und diese durch den der~eit ausgebauten 

Ouerschnitt wesentlich beeinträchtigt sind. 

nieser zweite Anlaßfall hat seine Ursache in de~ aus 

heutiger Sicht Uberdimensionierten Flächenbedarf fUr 

den Fließverkehr, der sic~ teilweise darauf zurUck­

führen läßt, daß man beim Ausbau von Ortsdurchfahrten 

d~m Durchgangsverkehr den ausschlieAlichen Vorrang ein­

räumte. So wurde in vielen Fällen der Außerortsquer­

schnitt im 0rtsbereich in unverminderter Breite durch­

gezogen. Die Folge ist, daß das Ortsgebiet, rein 

optisch, sich nicht entsprechend als solches darstellt 

und eine entsprechende Torwirkung in vielen Fällen 

fehlt. 
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Es treten daher Fahrgeschwindigkeiten innerorts auf, die 
d:e vorgegebenen (strarenpolizeilich festgelegten) hei 

weitem ühersteigen. 

So konnte aufgrund von Untersuchungen- festgestellt werden, 

daB rund 95 % der Kraftfahrer in derartig überbreit ausge­

bauten Ortsdurchfahrten schneller als 50 km/h fahren. Mit 

anderen Worten ausgedrückt, ist das Aufstellen von Orts­

tafeln oder auch von Geschwindigkeitsbeschränkungen im Zu­
sammenhang mit Ma~nahmen zur Reduktion von Fahrgeschwin­

digkeiten, nicht zielführend und bringt auch nicht den ge­

wünschten Effekt mit sich. 

Aus den obigen Oberlegungen und den zwischenzeitlich ~e­

sammelten Erfahrun~en und im Zusammenhang mit einer regen 

Forschungstätigkeit auf diesem Gebiet wurde von der zu­

ständigen Fachsektion (bzw. der Abteilung für generelle 

Planun~) im Pundesministerium für wirtschaftliche Ange­

legenheiten ein Regelauerschnitt entwickelt, der den Fnt­

wurfsgrundsätzep (Reduzierung der Geschwindigkeit, Er­

höhung der Verkehrssicherheit, Finflu~ der örtlichen Re­

bauungssituation und Fahrbahnbreite auf die Linienführung, 
Erhöhung der Wohnqualität, Ve~~ingerung der Trennwirkung, 

Förde~ung der sozialen Kommunikationsbereiche und Berück­

sichtigung des Langsamverkehrs durch Schaffung von Geh­

und Radwegen und des ruhenden Verkehrs durch Schaffung 

von Parkm5glichkeiten) Pechnung trägt. 

8. Bundesweites Radwege-Konzept 

In dieser Legislaturperiode wurde vom Rund~sminister der 

Öffentlichkeit das ~sterreichische Radverkehrskonzept vor­

gestellt. Ma~gebliche Inhalte dieses Konzepts sind: 

Fine Trennung von motorisiertem und nichtmotorisiertem 
Verkehr durch bauliche oder sonstige Ma~nahmen ist zweck­

m§ßig, da damit eine erhebliche Verbesserung der Verkehrs­

sicherheit sowie Harmonie des Verkehrs erreicht werden 
kann. 
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Durch die positiven Fffekte, die jede Art des Fahrradver­

kehrs auslöst, profitiert die Tourismuswirtschaft und das 

steigende GesundheitsbewuRtsein der Pevölkerung wird an­

gesprochen. 

Durch die Vernetzung des Radverkehrs mit dem Autobus, 
-.. 

Bahn- und Schiffs~erkehr wiri ~in~ Ve~gr5ßerting des Fin-

zugsbereiches der Haltestellen erreicht. 
Darüberhinaus bringt eine Forcierung des Radverkehrs eine 

Verkehrsentlastung und ermöglicht eine aualitätsorien­

tierte Stra~enraumgestaltung. Auch wird beim Abstellen 
von Fahrrädern (im Gegensatz zum Auto) weniger wertvolle 

Fläche verbraucht. 

'Schließlich wird durch die Errichtung von Radwegen das 

Unfallrisiko stark reduziert. Die Radwege-Investitionen 

amortisieren sich bei Zup,rundelegung einer volkswirt­

schaftlichen Kostenrechnung durch den geringeren Frhal­

tungsaufwand binnen kurzer 7eit (siehe auch Pkt. F/12). 

9. [Jmwel tschutzmaP-nahmen irr, Bereich Tourismus- und Ge­
werbeförderung 

Im Sinne eines umfassenden touristischen Omweltschutzes, 

der Sicherung und Frhal tung, '1..0 nötig I-leilung der Fr­

holungslandschaft, sollen tlberkonzentrationen des Ange­

botes und damit auch des Tourismus durch öffentliche 
Investitionsförderung nicht weiter begünstigt werden. 

Folgende Bestimmungen werden daher in die Richtlinien 

der Investitionsförderungsaktionen (RRP-, ERP-Frsatz-, 

Gewerbestrukturverbesserungs- und Fremdenverkehrs-Förde­

rungsaktion des Bundesministeriums für wirtschaftliche 

Angelegenheiten) aufgenommen: 
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- Neuhauten von Peherbergungsbetriehen sollen in Gemein­

den mit mehr als 500.non Gästenächtigungen pro Jahr 

nicht mehr, in Gemeinden mit mehr als 300.0nO Gäste­

nächtigungen pro Jahr nur dann gef5rdert werden, wenn 

in der Gemeinde ein Leithetrieb erforderlich ist. 

- Kapazitätserweiterungen von Peherbergungshetrieben 

sollen in Gemeinden mit mehr als 500.000 Gästenächti­

gungen pro Jahr nicht mehr, in Gemeinden mit mehr als 

300.000 Gästenächtigungen pro Jahr nur in dem Ausma~ 

gef5rdert, als es im Zusammenhang mit einer H5her­
oualifizierung und/oder Schaffung eines hochwertigen 

Freizeitangebotes fUr die Rrzielung der Rentabilität 

hetriehswirtschaftlich notwendig ist. 

Rei Investitionen im Zuge von Neuerschlie~un~en von 

Tourismusregionen ist auf die in (Raumordnungs-) Kon­

zepten festgelegten Aushaugrenzen zu achten; der Ausbau 
hat mit der gesamten regionalen Tourismusentwicklung 

abgestimmt zu werden. 

- Investitionen zur Frschlie~ung von Gletschern und 

zur Schaffung von Betriebep auf bzw. am Rande von 

Gletschern werden nicht mehr gef5rdert. 

Gleichzeitig werden umweltrelevante Investitionen in den 
Förderungskatalog aufgenommen, wie z.R. Finrichtungen 

fUr Abfalltrennung, zur Rnergieeinsparung und zum umwelt­

freundlichen Rnergieeinsatz sowie fUr den Rrand- und 

Lärmschutz im Zusammenhang mit einer Gesamtinvestition. 

10. IJmweltschutzma~nahmen in der Zellstoff- und Papier­
industrie 

FUr Umweltschutz- und Strukturverbesserungsma~nahmen in 

der Zellstoff- und Papierindustrie wurden F5rderungen 

gewährt (siehe diesbezUglieh auch Punkt R/5). 
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11. UmweltschutzrnaRnahrnen im Rereich des Rerghaus une! der 

Rohstoffsicherung 

nie Umwelt als Schutzgut wurde bereits durch das Rergge­

setz 1975 in das Bergrecht eingeführt. Das Rerggesetz 
1 Q75 enthäl t daher ~ihe Reihe -Yon'" Re'stimmungen, die lJm­

weltbelange betreffen. Die Finhaltung dieser Bestimmungen 

ist yon den Berghauptmannschaften zu überwachen, die zu 

diesem Zweck Besichtigungen in regelmäßigen Abständen 

durchzuführen haben. 

Der yom Ministerrat am 24. April 19QO als Regierungsvor­

lage beschlossene F.ntwurf einer Berggesetznovelle 1Q90 

sieht weitere umweltrelevante Regelungen vor, insbeson­

dere eine weitgehende Harmonisierung der berggesetzlichen 

anlagenbezogenen Restimmungen mit dem nunmehr geltenden 

gewerblichen Betriebsanlagenrecht im Sinne des Arbeits­

übereinkommens der Regierungsparteien unter Berücksichti­

gung der Besonderheiten des Bergbaus und des Vorsorge­

prinzips, ferner Restimmungen über die Vermeidung, Ver­

wertung und Entsorgung der bei~ Betrieb einer Pergb~u­

anlage entstehenden Abfälle, eine Prweiterung der An­

ordnungs befugnis der Bergbehörden hinsichtlich einer 
.'. 

über das zumutbare MaR hinausgehenden Beeinträchtigung 

der Umwelt und yon Gewässern. 

Das Bergbauförderungsgesetz 197 Q sieht u.a. eine Pei­

hilfengewährung zur Erleichterung der Pinanzierung von 

Vorhaben zur Milderung oder Beseitigung umweltschädi­
gender Auswirkungen der Bergbautätigkeit vor. Hiefür 

wurden 1989 Beihilfen in der Höhe von 1,7 Mio. S gewährt. 

Im Rahmen des Programms "Vollzug des Lagerstättenge­

setzes" wurden ausgedehnte 8ereiche des Bundesgebietes 

auf ihr Rohstoffpotential untersucht. Hiebei werden mit 

Hilfe der Hubschraubergeophysik auch verdeckte Deponie­

räume (Altlasten) erfaßt. 
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Verschiedene Untersuchun~en bezogen sich auf die Ablage­

rung von Abfällen und Abfallreststoffen auf dem Gelände 

von Tagbauen zur Verfüllung der Tagbauhohlräume p wenn 

hiefür nicht ~enügend Abraummassen zur Verfügung stehen. 

Auch wurden Oberleg~ngen hi~~i9ht~icb. de~ Ablagerung von 

Abfällen in Grubenbauen und geologischen Strukturen ange­

stellt. Hiebei zeigte sich ein Regelungsbedarf p der durch 

Erweiterung des Anwendungsbereiches des Rerggesetzes 1975 
Rechnung getragen werden soll. Die Regierungsvorlage be­

treffend die Berggesetznovelle lQ90 sieht entsprechende 

Re~elungen vor. 

12. Umweltschutzma~nahmen im Rereich der Abfallwirtschaft 

12.1. Leitlinien zur Abfallwirtschaft 1q8~ und öffentliches 

Beschaffungswesen 

Pinleitend darf in diesem Zusammenhang auf den Inhalt 

der "Leitlinien zur Abfallwirtschaft 1988" hingewiesen .. , 

werden, welche vom Abfall~irtschaftsbeirat Uber Auftrag 

des Bundesministeriums fUr Umwelt, Jugend und Familie 

unter Mitwirkung von FachleUten aus dem Wirtschafts­

res~ort erarbeitet wurden. 

Im Kapitel ~ Abschnitt 3 "Öffentliches Beschaffungs­

wesen" ist dort folgendes ausgeführt: 

"Die öffentliche Hand hat aufgrund ihres großen Nach­

fragevolumens eine Vorbildfunktion. Sie muß bei der 

Beschaffung und Verwendung von Anlagen und Gebrauchs­

gUtern darauf achten, daß möglichst abfallarme und 

schadstofffreie Produkte verwendet werden, deren Rück­

stände verwertbar sind. Wenn möglich sollen Recycling­

produkte (z.R. Recyclingpapier) eingesetzt werden~ 

Im öffentlichen Beschaffungswesen sollte bereits in den 

Ausschreibungsbedingungen in genau spezifizierter Weise 

auf die (Jmweltverträglichkeit Rücksicht genommen werden 

und diese eines der Rntscheidungskriterien sein." 
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In Ubereinstimmung mit den diesen Leitlinien zugrunde­

liegenden ~edankengängen wurde im Zusammenwirken der fach­

lich berUhrten Organisationseinheiten des Ressorts am 

25.4.1QR8 eine Besprechung der Informationsstelle für 

öffentliche Aufträge mit Reschaffungsstellen des Rundes 

und der Bundesländkr hetrefn~nd·· das· Thema Beschaffungen 

der öffentlichen Hand und Umweltschutz veranstaltet. 
Im Rahmen dieser Veranstaltung wurde darauf hingewiesen, 

daß es gemeinsames Anliegen ist, das Gedankengut der 

Grundlagenstudie nINNOVATION-~IRTSCHAFT-UMWF.LTw in die 
Praxis umzusetzen. Aufgrund des großen Auftragsvolumens 

der öffentlichen Hand ist es notwendig, den Ilmweltschutz­

gedanken bei Beschaffungen der öffentlichen Hand zu be­

rücksichtigen. 

Aufgrund der hisherigen positiven Frfahrungen, die im Be­

reich der Wasser- und Abwassertechnik durch das Wirken der 

öffentlichen Hand gemacht wurden, kann geschlossen werden, 

daf.. bei Berücksichtigung des Pmweltschutzgedankens die 

öffentliche Hand auch in Zukunft in wichtigen Bereichen, 

wie z.R. Luftreinhaltung und Lärmschutztechnik, du'rch die 

Anwendung umweltfreundlicher Produktionen und Verfahren 

als Vorhut tätig sein wird. 

Rei- dieser Resprechung, an der Vertreter der Bundesbe­

schaffungsstellen, der Reschaffungsstellen der Bundes­

länder, aber auch andere Institutionen, teilnahmen, wurde 

Einhelligkeit darUber erzielt, daß anstelle der bisher 
geltenden Gesichtspunkte bei der Ermittlung des "Best­

bieters" eine langfristigere Betrachtung Raum greifen mu~, 

die auch Kriterien des Umweltschutzes berücksichtigt. 

Der Tenor, der auf dieser Veranstaltung geäußerten Meinun­
gen findet sich wieder in der Entschließung des National­

rates vom 26.1.1989 über "Umweltgerechtes Beschaffungs­

wesen der öffentlichen Hand". 
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Die Haltung des Rundesministeriums für wirtschaftliche 
Angelegenheiten zu den Restrehungen des Pundesministeriums 
für (Jmwelt, Jugend und Familie, gegenständliche Ent­

schließung in die Praxis umzusetzen, wurde wie folgt um-

rissen: 

Der Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie sollte 

in Form eines Ministerratsvortrages die vom Ministerrat 

beschlossenen Richtlinien um das Kriterium "IJmweltschutz" 

ergänzen und als flankierende Maßnahme die Vergabe und die 

Finanzierung einer Studie, die für die gesamte Rundesver­

waltung richtungsweisende praktische Hinweise für die um­

weltschonende Peschaffunf gibt, in Aussicht stellen. Die 
Finanzierung einer solchen Studie obliegt nach Auffassung 

des Wirtschaftsressorts in erster Linie dem federfUhrenden 

Pundesministerium fUr Umwelt, Jugend und Familie. 

In Entsprechung dieser Fntschlie~ung hat es das Pundes­

ministerium rUr IJmwelt, Jugend und Familie unternommen, 

die Bundesvergaberichtlinien hinsichtlich der Beachtung 

umweltgerechter Produkte bzw. umweltverträglicher ,Ver­
rahren zu überarbeiten und auch ein entsprechendes Hand-

buch zu erstelleno Die diesbezüglichen Bemühungen wurden 

seitens des Rundesministeriums fUr wirtschaftliche Ange­

legenheiten im Wege der Regutachtung unterstützt. Den 
Aspekten der Umweltgerechtigkeit und Umweltverträglichkeit 

wird in Zukunft besonderes Augenmerk geschenkt werden 

müssen. 

Darüber hinaus ist für den 25. und 260 Juni 1990 ein 

Symposium der Informationsstelle für öffentliche Aufträge 

gemeinsam mit der Österreichischen Arbeitsgemeinschaft zur 

Förderung der Qualitätsarbeit unter dem Titel "Oualitäts­

politik einschlieBlich IJmweltpolitik im Reschaffungs­

wesen" in Vorbereitung. Zu dieser Veranstaltung sollen 

auch sämtliche in Frage kommenden öffentlichen Beschaf­

fungsstellen eingeladen werden. 
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12.2. Recycling - Allgemein 

Wie das ArbeitsUbereinkommen Uber die Bildung einer ge­
meinsamen Pundesr~gierung vom 1~. Jänner. 1987 bestätigend 

• • • -. • •• '. - .... ~. < • 

feststellt, ist Abfallverwertung im Rahmen der Abfallwirt-

schaft Teil der UmMeltpolitik der Bundesregierungo 

Unter diesem Gesichtspunkt und unter Pedachtnahme auf die 

Ressortzuständigkeit fUr die Sicherung der Versorgung von 

Industrie und Gewerbe mit Rohstoffen jeglicher Art mißt 

der Bundesminister für wirtschaftliche A~gelegenheiten der 

Aufbringung von Sekundärrohstoffen große Bedeutung zu. 
Dementsprechend ist es seit Jahren ein besonderes Anliegen 

des Wirtschaftsministeriums, auch die Aufbringung verwert­

barer Alt- und Abfallstoffe zu fördern. 

Der Schwerpunkt dabei liegt in der Bewußtseinsbildung der 

Bevölkerung fUr die versorgungspolitische und umwelt­
schUt7erische Bedeutung der Vermeidung, Verminder~ng und 

insbesondere Verwertung von Abfällen. Neben der Unter­

stUtzung der Fntsorgungsfunktion des gewerblichen Alt­

stoffhandels wurde vor allem die Frfassung jener Sekundär­

ro~stoffe gefördert, die in den ~aushalten anfallen und zu 

nicht geringem Teil zusammen mit dem BausmUll einer stoff­

vernichtenden ~ntsorgung zugefUhrt werden. 

Die vom Wirtschaftsressort subventionierte Anschaffung von 

Sammelbehältern für Altpapier und Altglas machte in der 

laufenden Legislaturperiode eine weitere Verdichtung des 

Sammelnetzes möglich, was sich in unvermindert steigenden 

Aufkommensmengen ausdrückt. 
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sonstige 
Altpapier Altglas Altstoffe Summen 

t t t t 

1QA6 1011.0110 7n.R53 2t;.727 200.620 
1987 115.02'5 Rn.574 13.Q01 215.500 
19AA 127.091 97.Aoo 111.006 23R.957 
1989 1 ) 126.000 113.000 Q.OOO 2Li8.000 

Gesamt-
summe 1172.156 37Li.227 f.2.6911 909.077 

1) Für 19AQ liegt nur eine Ergebnis-Vorschau vor. 

Insgesamt wurde damit die Müllmenge, die von den Kommunen mit 

der Müllabfuhr zu entsorgen ist, um etwa 12 % reduziert. 

Um auch von der Abnehmerseite her die Obernahme der auf diesem 

Weg gesammelten Sekundärrohstoffmengen zu sichern, hat über An­

regung des Wirtschaftsministeriums die 6sterreichische"Papier­

industrie diesem Ressort und damit der nffentlichkeit gegenüber 

eine Abnahmegarantie für sämtliches aus Paushalten gesammelte 

Altpapier abgegeben. Von seiten der Glasindustrie besteht eine 

solche Ubernahmegarantie aufgrund der Strukturcharakteristik 

dieses Wirtschaftszweiges auch ohne formelle Restätigung 

schon seit Jahren. In beiden Fällen wird im Wege der Austria 
Recycling, einer Vorfeldorganisation des Wirtschaftsressorts 

versucht, der Oualitäts- und der Preisproblematik durch ver­
mehrte Information der Bevölkerung und durch vertragliche Fin­

bindung der Kommunen in die F.ntsorgungsorganisation zu begeg­

nen. 

Auch in Zukunft wird der Bundesminister für wirtschaftliche 

Angelegenheiten Maßnahmen zur Altstoffsammlung und Abfall­

verwertung fördern, wenngleich diese F6rderungen wegen der 

budgetären Situation überwiegend im ideellen Bereich liegen 

werden. 
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12.3. Altasphalt 

Das Projekt F 75? im Rahmen der StraRenforschung beim Run­

desministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten ist der .. , 

flntersuchung der ;,'Deponier f§hip.}ei t des Altasphal tes" ge-

widmet, um einwandfreie Redingunpen bei der Wiederverwer­
tung des Altasphaltes für dessen Recycling sicherzustellen. 

12.4. Raustoff-Rec~cling 

Bezüglich des generellen Themas "Baustoff-Recycling", das 

als ressourcenschonende und die allmählich ausgesch6pften 

Deponievolumina schonende Art der Paustoffwiedergewinnung 

anzusehen ist, arbeitet das Rundesministerium für wirt~ 

schaftliehe Angelegenheiten zusammen mit Experten der 

Technischen (lniversität Wien, der Interess~nvertretungen 

der Rauwirtschaft und mehrerer bereits einschlä~ig tätiger 

Rauunternehmungen in der "0sterr'eichischen Gesell scha ft 

zur Erhaltung von Bauten" an der Erarbeitung von L6sungs­

vorschlägen für diesen Rereich mit. Rin 6sterreichischer 
Baustoff-Recycling-Verband ~ird in den nächsten Monaten ge­

grUndet werden und wird auf de~ Gebiet der nationalen und 
-

internationalen Normungs- und Richtlinienarbeit zusammen 

mit den Auftraggebern Standards fUr ein Qualitäts-Baustoff­

Recycling erarbeiten. 

13. Umweltrelevante Aspekte der 6ffentlichen Pautätigkeit -

Rauethik-Katalog des Wirtschaftsministeriums 

Gleichartig zur Initiative des Rundesministeriums fUr lJmwelt, 

Jugend und Familie sowie in Entsprechung zu dem vom Wirt­

schaftsminlster der ~ffentlichkeit vorgestellten "Bauethik­

Katalog" hat das Bundesministerium fUr wirtschaftliche An­
geleIgenheiten Bestimmungen Uber um~eltgerechtes öffentliches 

Bauen bei der Oberarbeitung der "Vergabeordnung fUr öffentliche 

Bauaufträge (VOnR)" bereits berUcksichtigt. 
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riese im Einvernehmen mit den ~ozialpartnern der Rauwirt­

schaft ausgearbeiteten Restimmungen t)erUcksichtigen Uber 

die vom P.undesministerium fUr !lmwelt, ,Tup.;end und Familie 

vorgesehenen Punkte hinaus gerade die fUr den Bauhereich 

entscheidende Plan~ogsphase .. ~it .. ln~rafttreten der Uberar­

beiteten Fassung der Vergabeordnung fUr 6ffentliche Rau­

aufträge ist im Juli 19 QO zu rechnen. 

14. IJmweltschutzma0nahmen im Bereich der RundeswasserstraAen­

verwaltunp: 

Im Bereich der Rundeswasserstra0enverwaltung wurden zur 

Verbesserung von Lebensräumen fUr Pflanzen und Tiere, zur 

Hebunp: des Frholungswertes der Gewässer und Ufer und zur 

Pflege des Landschaftsbildes an f)onau, ~arch und Thaya 

zahlreiche Leistunf2;en des [lp~weltschutzes er'bracht. 

Als generelle Richtlinie fUr einen naturnahen und umwelt­

schutzgerechten Wasser hau wurde der Riotopkatalog der Was­

serstra~endirektion erstellt. Weiters erfolgten land­

schafts5kologische Studien Uber die 11ferzonen der Wachau 

und von Wien bis zur ~archmUndung . 
. ' 

Des weiteren wurden auch die externen Fachp:utachten "Bko­

system Alte Donau und erforderliche tv'aP,nahmen", "Fisch6ko­

logische [lntersuchung 'stauraum Aschach", "Vogelkundliehe 

und vegetationskundliehe Kartierung an der ~arch" und 

"Pflege des t-1archfeldschutzdamrnes und Lebensräume von 

Kleinsäugern auf dem Damm" und "Amrhibienkartierung in 

den Gewässern der Wachau" erstellt. 

Auch wurden in den letzten ,Jahren durch die I,JasserstraPlen­

direktion zum Teil in Zusammenarbeit mit den "österreichi­

schen IJonaukraft\..,rerken" Riotorprojekte wie u.a. "tlunds­

heimer Haufen"; "HindstoP-, Neuhaus und Palbe tv'eile", 

"Uferstrukturen TheiP'.", "Altarm Ottensheim" und "R6hricht­

zone Alte Donau" geplant und errichtet. 
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Fi. Rinrichtunp:en zur Reratunp.- des flundesministers für (Jmwel t , 

<T u gen dun d Fa In i 1 i e 

i5.1. Altlastensanierungskommission 

Zur Beratung des Rundesministeriums für tJmwel t, .Tugend 
und Familie in Angelegenheiten 

- der Sicherung und Sanierung von Altlasten 

- der Begutachtung der vom Bundesminister für Umwelt, 

Jugend und Familie aufgrund des WasserbautenfBrderungs­

gesetzes zu erlassenden Richtlinien betreffend 

a) die Altlastensanierung, 

b) der Anträge auf Gewährung von Fondsmittel, 

c) der F.rstellung der Prioritätenklassifizierung 

c) sowie der F.rrichtunr, Frweiterung oder Verbesserung 

von Abfallbehandlungsanlagen 

wurde gemä~ Art. 111 Z fi Altlastensanierungsgesetz eine 

"Altlastensanierungskommission" eingerichtet (Neuein­

fUhrung des ~ 21 a WasserbautenfBrderungsgesetz). 

15.2. Chemikalienkommission 

Zur Beratung des Rundesministers fUr rJmwelt, Jugend und 

Familie sowie auch des Rundeskanzlers in sich aus der 
Vollziehung des Chemikaliengesetzes ergebenden Fragen des 

Schutzes des Lebens und der Gesundheit des ~enschen und 

der Umwelt vor gefährlichen Stoffen, gefährlichen Zube­

reitungen oder gefährlichen Fertigwaren ist die "Chemi­

kalienkommission" eingerichtet worden (~ 44, ehern.G. 

BGRI. 326/1QR7). 

15.3. Umweltfondskommission 

(siehe diesbezüglich Pkt. A/3.?) 

• 
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1A. Sonsti~e umweltrelevante ~a~nahmen 

Das Wirtschaftsministerium vertritt eine aktive Politik im 

Bereich der Umwelttechnologien, n1it der es gelingt, Infor­

mationsdefizite in Gewerbe und Industrie.a~er Marktchancen .. .., ..' 

im Pereich der rJmwelttechnik ahzuhauen. 

Umwelttechniken sind oft keine ~assenprodukte. Gefragt sind 

maßgeschneiderte technisch komplexe Anlagen und Verfahrens­

technologien und somit die individuelle und einzelfall be­

zogene Beratung. Damit ergeben sich für kleine und mittlere 

Unternehmen aufgrund ihrer Innovationskraft i Dynamik und 

Flexibilität große Chancen. 

Produkte und Verfahren zurr. Schutz und zur Frhaltung der !Tm­

welt geben wichtige Impulse fUr unternehmerische Forschung 

und Fntwicklung. Sie sind Antrieb fUr Investitionen und somit 

für die Wirtschaftsentwicklung. 

Strukturveränderungen und das verstärkte Investitionsverhal­
ten in Pichtung Umwel tschutz geben AnstoR fUr neue T,echnolo­

gien, fördern Innovationen und hieten vielen IJnternehmen 

Chancen, mit neuen Produkten in attraktive Märkte einzudringen. 

" 

Das Pundesministerium für wirtschaftliche Pngelegenheiten hat 

zahlreiche Initiativen gesetzt, Klein- und Mittelbetrieben zu 

helfen in Richtung Uwwelttechnologie zu diversifizieren und 

stellt laufend Informationen für Unternehmer zur Verfügungo 

Im Rahmen der "Kon~aktgespräche Umweltschutz w des Bundesmini­

steriums für wirtschaftliche Angelegenheiten werden Unter­

nehmen über die neuesten technischen und internationalen Ent­

wicklungen informiert. Die letzten zwei Veranstaltungen fan­

den im Rahmen der OEK0LOGIA 'Bq und der UTRC '89 statt und 

zwar zu den Themen: 

- "Chlorierte Kohlenwasserstoffverhindungen - Maßnahmen und 

Techniken zur Reduzierung insbesondere der CKW's" 
(Oktober 1980 ) und 

- "EG: Herausforderung UlTlwelttechnik" (November 1989) 
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1~.1. Innovations- und Technologiefonds (ITF) 

Der rTF wurde im .Jahre 1qPP basierend auf. dem ITF-Gesetz .. . . ... .-. -.. . 

RORI. NR h03/R7 eingerichtet. 

Ziel des ITF ist es, einen wesentlichen zusätzlichen Reitrag 

zur technologischen Innovation der 6sterreichischen Wirt­
schaft zur Intensivierung der angewandten Forschung und 

damit Verstärkung der Wettbewerbsposition 6sterreichischer 

Unternehmungen auf den Weltmärkten zu leisten. 

Innerhalb der derzeit gültigen fünf Schwerpunktpro~ramme 

(davon ein Schwerpunkt: IJmwelttechnik) werden F&F Projekte 

mit tlohem Innovationsgehalt gef5rdert. 7 % der verFehenen 

F6rderungsmittel entfielen auf {lmwelttechQologieprojekte. 

Fine flberarbeitung dieser Schwerpunktprogramme soll bis 19q1 

abgeschlossen sein. 

nie für den ITF definierten fünf Schwerpunktprogramme werden 

derzeit unter Mitwirkung de~'Sektion X des Aundesministe­

riu~s für wirtschaftliche Angelegenheiten im Zuge der Er­

stellung einer neuen F6rderungspolitik neu überarbeitet, 

wobei dem Pereich IJmwelttechnik besonderes Augenmerk zu 

widmen sein wird. In diesem Zusammenhang wurde eine A~beits­
gruppe Ozon eingerichtet. Aufgrund von Fachgesprächen mit 

kompetenten Fachverbänden, Firmen und Forschungseinrich­

tungen über die technischen M6glichkeiten zur Vermeidung von 

FCKW's sollen Rntscheidungsgrundlagen für einen neu einzu­

richtenden F5rderungsschwerpunkt erarbeitet werden. 
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16.2. ~itwirkung des Hauses bei der Teilnahme von österreichi­

schen Unternehmen und Forschungseinrichtungen an den 

internationalen Forschungs- und Technologieprogrammen der 

FG, FURFKA, rOST und OFCD 

-----------------~r---------------~---~-~------------- ---. ," '. -... .. 

- Osterreichische Teilnahme an umweltbezogenen EG-Forschungs­

und Technologieprogrammen 

~sterreich nahm ursprünglich an 4 Subprogrammen des ins­
gesamt 9 flnterprograrnme beinhaltenden Forschungsprogramms 

"STEP 1" teil. 

In dieser Legislaturperiode wurde ein Ministerratsbeschluß 

über die künftige volle Programmteilnahme Rsterreichs an 

"STEP 1 und 2" gefaP.-t. 

- EUREKA 

~sterreichische Firmen und Forschungseinrichtungen nehmen 

an den beiden gro~en umweltbezogenen EURFKA-Schirmprojekten 

FP 7 FPFOTRAC und FfT 330 FllROFNVIRON teil. 

EIl 7 FUFOTRAC: .' 

Teilnehmer: Projektgruppe (ITniv.Doz. Puxbaum, TU ltJien) , 

Teilnahme des ÖFZS an Unterprogrammen wie z.B. Alptrac, 

Tor usw. 

EU 330 ElJROFNVIRON: 

Osterr. Teilnehmer: nFZS; 

Stand März 1990: 2 Unterprojektvorschläge mit öster­

reichischer Beteiligung: 

FNVIF 42 «()FZS) 

FNVIR 43 (SGP-VA) 
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- caST 

fvlit Stand tv'ärz 1990 nahm listerreich an 20 COST-Aktionen, 

davon an 3 konzertierten l1mweltaktionen teil. 

- OECD-Programm "Technology and Environment" 

Dieses im Rahmen des Opr,D-Urnweltkomitees erst jüngst 

gestartete Programm soll den Bemühungen Rechnung tragen, 

technologische Durchbrüche im Umweltschutz zu verstärken 

und geht auf eine Initiative Japans und der Niederlande 

zurück. 

~eben dem Wirtschaftsressort werden auch seitens der Ver­

einigung nsterreichischer Industrieller sowie der Rundes­

kammer der gewerblichen Wirtschaft Oberlegungen ange­

stellt, in welcher ~eise an diesem Programm effizient 
mitgewirkt werden kann. 

16.3. Projekt "Trink- und Nutzwasser" 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 

hat im <Tuli 1QP,Q eine Umfrag~e bei allen Rau- und Verwal­

tungsdienststellen über 

- die Eigenversorgung mit Trink- und Nutzwasser, 

- das Vorliegen getrennter Nutz- und Trinkwasserleitungen 

und 

- die Fremdversorgung mit Nutzwasser 

eingeleitet. 

Da im Ressort noch nicht alle Rückmeldungen eingelangt sind, 

liegt ein abschlieBendes Frgebnis noch nicht vor. 
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Rei Gebäuden, die vor Errichtung einer kommunalen Wasser­
versorgung (z.R. Schlo~ ~ch5nbrunn) oder auRerhalb (z.R. 
Zollwohnhäuser) entstanden sind, gibt es Brunnen oder 

Quellfassungen. 

Trotz einer bereits:dm Jahre 1961.erteilten.Weisung sind 

die meisten derartigen Anlagen verfallen, zugeschüttet, 

nicht mehr in Petrieb oder den Dienststellen gar nicht 

bekannt. Die noch betriebsfähigen werden wegen der man­

gelnden Qualitätssicherung fast ausschlie~lich zur Nutz­

wasserversorgung (Gartenpflege, KFZ-Waschplatz~ Wärme­

pumpen, Kühlung etc.) oder Notversorgung (Spitzenab­

deckung, Schutzräume) verwendet. ~eue Anlagen sind nur 

errichtet worden, wenn der Anschluß an ein 5ffentliches 

Versorgungsnetz auch in Hinkunft nicht zu erwarten ist 

(militärische Objekte, Grenzzollämter). 

Getrennte Trink- und Nutzwasserleitungen sind zwar in 

einigen Pilotprojekten installiert worden, werden aber. 

wegen gemeinsamer Anspeisung nicht genützt. Weitere Er­

fahrungen sollen im Zuge des laufenden Planungsgeschehens 

fUr 2 Großbauvorhaben im staatlichen Hochbau (Neuba~ des 

Gendarmerie-Einssatzkommandos in Wr. Neustadt p Neubau 

der Landwirtschaftlichen Bundesanstalten in Wien 220 p 

Hirschstetten) gesammelt werdeno 

Ober den Wasserverbrauch liegen nur wenige Angaben vor. 

Er liegt in einigen Fällen über iOO.OOO m3/Jahr (z.B. je 

200.000 m3 TU-Chemieinstitute). Die Eignung für Trink­

wasser ist im Großteil der Fälle nicht nachgewiesen, 

manchmal nur ausdrücklich als Nutzwasser (Verunreinigung 

durch Fäkalien, Perchlor, Nitrate, Sulfat, Eisen) und in 

einem Fall nicht einmal zur Gartenbewässerung (Soda und 

Salze) geeignet. Im Stadtbereich von Wien sind einige 

Brunnen von der MA 58 (Universität Wien, Staatsoper) 

versiegelt worden. 

Die Anlagen ohne Wasseraufbereitung funktionieren klaglos 

und einwandfrei, jene mit Aufbereitung nur mit hohem 

Wartungsaufwand. Der Vahlkreislauf in der Althanstraße 

ist deshalb wieder stillgelegt worden. 
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Als erstes ResUmee ergibt sich daraus: 
- die Notwendigkeit der Frfassung des Wasserverbrauches 

hei allen hundesei~enen Gebäuden und 

- die periodische PrUfunp der ~assergUter bei allen nicht 

kommunalen Vers~rgungsanlagen, .. '. '. 

- die Frarbeitung von Finsparungsvorschlägen bei über­

durchschnittlichen Verbrauch, 

- die Schaffung kleiner Kreislaufsystem (z.8. KÜhlung) 

und 

- die FrfRssung von fehlenden Frsatzanla~en zu Substi­

tution von Leitungswasser bei grö~erem Bedarf an Nutz­

wasSer (z.B. KFZ-Reinigung in Kasernen), aber auch 

die voraussichtlich fehlende ~öglichkeit einer aus­

reichenden Nutzwasserdarbringunp im städtischen Be­

reich. Pier wUrde nur die RUckfUhrung von wiederauf­

bereitete~ Wasser oder die ßnlape von Pegenwasser­

zisternen Abhilfe schaffen. 

lfi.4. ~itarbeit des Pauses sm Rericht des Bundesministers 

fUr Umwelt, Jugend und Familie an den Nationalrat 

betreffend Ma~nahmen zur Reduktion ozonschädi~ender 

Substanzen 

-------------------------~-------------------------

Gemäß der Fntschlierung des Nationalrates vom 6. April 

lQA9 CE l11-NR/XVII. GP) betreffend MaRnahmen zur Re­

duktion ozonschädigender Substanzen wurde vom Wirt­

schaftsressort ein Mafnahmenkatalog erarbeitet und dem 

Bundesministerium fUr (lmwel t, .lugend und Familie Uber­
mittelt, das den Bericht an den Nationalrat federfUhrend 

zusammengestellt hat. Der Bericht Uber die gemä~ der 
Fntschlie~ung vom ~. April 10PO getroffenen Ma~nahmen 

.' 

wurde am 23~ März 1990 dem Ministerrat vorgelegt. 

• 
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n) lJ M~\'F.LT R F.L PV A NT F. PO R SrHlH.lr.SA lJ F'T R Är. F 1" PS R FSSO RT,S ,S F' I T 

BEr.INN DER LAnFr.NDP~' LRGISLAT{1RPPRI0DR 

1. SChwerpunkthildung "Umweltschutz" im F'orschungsbereich 

'~ ~ '. 

Seit Juni 1~R9 wird an der PrsteIlung eines ressortumfas­

senden Forschungskonzeptes gearbeitet. Ps stellt die erste 

Grundlage fUr eine akkordierte F'orschungspolitik des Wirt­
schaftsrninisteriums dar und zielt auf einen effizienteren 

Einsatz der finanziellen Ressourcen, auf eine verstärkte 
Forschungsaufbereitung und Umsetzung sowie eine verbesserte 

ressort interne Information und Dokumentation ab. 

Als ein wesentlicher Schwerpunkt wird der Umweltschutz aus­

gewiesen im Verständnis von Umwelt als Ressourcenkomponente, 

die als knappes Gut nicht unbegrenzt zur Ver fUgung steht und 

mit der folglich "gewirtschaftet" werden mu~. Die Wichtig­

keit von Produkten und Verfahren zum Schutz und zur Erhal­

tung der Pmwelt und von umweltverträglichen Technologien 

auch als Antrieb fUr Investitionen und somit fUr die Wirt­

schaftsentwicklung wird festgeschrieben. 

2. Im Bereich des Tourismus 

" 

FrsteIlung eines aktuellen Rerichtes "Fremdenverkehr und 

trmwelt" für den (jsterreichischen Fremdenverkehrstag 1989. 

Untersuchung der Nutzungsintensität und der Landschafts­

belastung in Tourismusgebieten. 

Erstellung eines Leitfadens über die Nutzungsintensität 

und Landschaftsbeanspruchung in Tourismusgemeinden und 

-regionen sowie Betriebe. 

Mitwirkung am Ortsbild- und llmweltpflegewettbewerb des 

5sterreichischen r.emeindehundes. 
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3. Im Bereich der Wohnbauforschun~ 

Fertiggestellte Forschungsarbeiten 

- "Rrh5hte ~onnenene~~ienutzung durch Latentwärmespeiche­
rung" 

- "Bewohnereinfluß auf passive Solarsystme" 

- "Auslegung von Pufferspeichern in Heizsystemen fUr 

\';oh n ba u ten" 

- "Einsatz audiovisueller tv1edien zur \-fohn- und tJmwelt-

erziehung" 

- "Experimentelle Pusführung verglaster Sonnenwände mit 

selektiver Absorherfläche" 

"GrUnflächenplanunp: in Eigeninitiative und -verant\olOrtung 

- "Solarhaus Völsersee" 

- "Kritische Frprobung von Rnergiesanierung an Altwohn-

bauten" 

- "Demonstra t i v ba uvorha ben hlohndor f A Im-\-~il hering" 

- "(1mgehaute Pauernhäuser, Beispiele aus dem Rurgenland 

und der Steiermark, Rand 4" 
- "A.P.F.L., Architekten planen für die r.andwirtschaft" 

- "Solarhaus Obdach - Optimierung von Wärmepumpen mit 
Fnergiehlock, Vergleich vow ~ole/Wasser- und Luft/ 

\-la~ser-~~ärme pum pen" 

- "Rekonstruktion von Wasserver- und -entsorgungsstellen" 

- "Beispielgebende heizenergiesparende Wohnanlage in 
I-lochrum" 

- "Abfallstoffwiederverwertung für preiswerte Baustoffe 
im Wohnbau" 

- "Vergleichende Untersuchung der Nutzungs- und Wirkungs­

grade von Finzelraumheizsystemen" 

- "Entwicklung eines Sonnenenergieturmes Bauvorhaben ~ien 

XYIII, .Johann Gottek-Gasse" 
- "IJmgebaute Bauernhäuser Beispiele aus Kärnten und Tirol, 

Band 111" 
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"Zentral beheizung einer Siedlung mit I-lolzabfällen (Rio-

masse)" 

- "Dachgärten Piens" 

- "Mindestanforderungen an die \~Johnumwel t" 

- "\l-lohnurnwel t in. St?dt, und Land 

Dokumentation und Information über die 4. Internationa­

le Wohnungswoche vom 22. bis 2fi. September 1q8fi in 

Salzburg" 
- "Regionsspezifische Verdichtungsformen" 

- "Ortsgestaltung im ländlichen Raum - Modelle und Anfor-
derungen" 

- "Bewertung der Verkehrsberuhigung als Mittel zur Assanie­

rung" 

"Schadstoffe im Vlohnbereich" 

.. "formaldehyd':"Pelastung in österreichischen Wohnungen" 

- "Pes timmung von Radon in j,.rohnrä umen" 

- "Wohnumfeldverbesserung als Reitrag zur Stadterneuerung" 

- "Möglichkeiten der Reduktion des Fnergiebedarfes durch 

individuelle Energieberatung unter Einsatz von r.omputer­

programmen und neuen elektronischen KommunikatioQs­

medien". 

- "Trinkwasseraufbereitung mit l1ltraschall" 

- "Energiesparen in Mehrfamil'lenhausanlagen" 

Regonnene Forschungsarbeiten 

- "Atriumhaus mit verschiehbarem Glasdach" 
"Emittierbare Schadstoffe von Kunststoffen im Wohnungs­

bau" 

- "Umgebaute Bauernhäuser aus der VJaldheimat" 

- "Bivalenter Finsatz von Frdsondengrofl,anlagen" 
- "Optimierung· von passiven Solarsystemen in der Praxis" 

- "Thermisch-energetisches Verhalten von Erdsondengroß-

anlagen" 

- "Nachverbrennung der Schwelgase bei der Leichtziegel­

herstellung" 
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- "Pauliche llmsetzung im Rahmen des "A.P.F.L.-Projektes" 

- "Großprojekt Alternativenergie Stin/!lgrund für 300 

\-lohneinhei ten" 

"~kologie - ~konomie in der Bauwirtschaft" 

- "Abwasserbeseitigung für ländli.che. t-!ohnformen" 
- "Optimierung von Härmeoualität und Kältekreislauf bei 

Wärmepumpen" 

- "Vertikale Begrünung von Bauwerken" 

- "Bauen in Nationalparkregionen" 

"Demonstra t ion biologischen Bauens im sozial en \-!ohnbau" 

- "Öko-Siedlung Gärtnerhof" 

4. Im Pereich der Rundesstraßenverwaltung 

In Bearbeitung befindliche Forschungsvorhaben 

- "Deponierfähir-:keit von Asrhaltaufbruch" 

- "Paraffin im StraP-enbaubitumen - Bestimmung und Aus-

wirkung" 

- "Tunnel abwässer und Gewässerschutz" 

- "Berührungslose Messung der Salzkonzentration auf Fahr-
bahnen" 

In der laufenden Legislaturperiode fertiggestellte 

Forschungsvorhaben 

- "Abgasreinigung bei Tunnelanlagen" 

- "Umweltfreundliches ROdenmarkierungsmaterial" 

- "Schadstoffbelastung entlang von Autobahnen" 

Teil A: Blei-, Cadmium- und streusalzkontamination 

von R6den und Pflanzen im Nahbereich der Autobahn 

Teil R: Vergleichende (lntersuchunp:en zur nko­

physiologie der autobahnbegleitenden Vegetation 

Ergebnisse aus dem zeitlich begrenzten Versuch mit 

"Tempo 100" auf der Rheintalautobahn (A 14) 

- "Auswirkungen der Abgasgesetzgebung auf die 

Tunnelbelüftung" 

• 
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- "Rerechnung des energieäquivalenten Dauerschallpegels aus 
den Vorbeifahrtpegeln von Finzelfahrzeugen" 

- "Prognose der Immissionsschallpegel bei beschleunigter 

bzw. verzögerter Vorbeifahrt von Kraftfahrzeugen auf 

Autobahnen" 

- "Messung der Richtcharakteristik des Stra~enverkehrs­
lärms" 

- "Räumliche Schadstoffausbreitung bei Stra~en" 

- "Einflu~ der Salzstreuung auf Freiluft-Schaltanlagen" 

- "Praxisversuch mit einem neuen Auftaumittel" 
- "Vegetationserhaltung bei Straßen" 
- "Auswirkung der Salzstreuung auf Roden und Quellen an 

Autobahnen" 

- " G r 0 p, ver s u c h mit r: r.,1 J\ als S t r a ~ e n s t r e usa I z" 

- "llmweltfreundliche Asphaltextraktion" 

- "Pedeutung der stra~enbefleitenden Flächen fOr den ~atur-

schutz" 
- "Untersuchunp.: über selostbelüftende LärmschutzUberdeckun-

gen" 

- "BegrOnbare Lärmschutzwände" 

- "Lärmausbreitung an Tunnelportalen" 
- "Lärmdiffussion von Trogstrap"en mit Pasterabdeckung" 

- "Abstrahlcharakteristik bei.~ochpolymermodifizierten 

Asphalten" 

- "Kontinuierliche ~essung des Reifenrollgeräusches" 
- "Tem po 60 km/ h bei Nacht fUr LKVJ und Sattel fahrzeuge auf 

der A 12 und A 13". 
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5. Im Bereich des staatlichen Pochhaues 

ADV-Pro~ramme mit zugehBrigen Dateien (Katalogen) zur Er­

mittlung von Wärmemen~enverlusten und Fnergieverhräuchen 

in Bundesgebäuden fUr ~aRni~~~n ~it ~nergiesparenden Aus­

wirkungen werden weiter betriehen. 

6. Im Bereich des Technischen Versuchswesens und der Allge­

meinen Bauforschung 

Im Bereich des Technischen Versuchswesens und der Allge­

meinen Pauforschung wurden folgende umweltrelevante 

Forschungsvorhahen gefBrdert: 

lQH7: - Hochlei~tun~s-Gefahrengutbehälter aus PR-HD-HMW 

- Donauländergespräch - Kunststoffalterung 

- Frforschung von Abblätterungen von Anstrichen 

- Kunststoffrahmen fUr Deponieabdichtungen 
- Strahlenschutzbehelf 

lQPR: - Leitfähige Polymer-Dispersion fUr elastiscHe Aeläge 

- PrUf- und Nachweisverfahren fUr Wirkstoffe in 
Holzschutzmitteln 

1QP9: - Entwicklung von sparsamen, abgasarmen PKW-Antriebs-
konzepten 

- Korrosionsbeständige Druckbehälterbeschichtung 

- Qualitätskriterien - Fu~hodenversiegelungen 

- PrUf- und Nachweisverfahren fUr Wirkstoffe und 

Holzschutzmittel 

- Analyse von Rauchgaskomponenten mittels Ionen­

Chromatographie 

1990: - Fntwicklung von sparsamen, ahgasarmen PKW-Antriebs­
konzepten 

Europäisches Forschungsprojekt "Formaldehyd in 

Holzwerkstoffen" 

- Einfluß der Holzrisse auf die Wirksamkeit von 
chemischen Schutzma~nahmen 

• 
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P) PUR DRN (Jfv!\<WLTSCPUTZ CiFTÄ'T'IGTP liND RFAPSICHTICiTP PINJI.~I­

ZIF'LLR IIlJSGABFN 

Rine detaillierte Zuordnung der finanziellen Ausgaben, 

die vom 8undesminist~rium fUr_wi~~sohaftliche Angelegen­
heiten fUr den Umweltschutz in den Jahren 1987 bis 1990 

geleistet wurden bzw. werden, ist aufgrund der Vielfäl­
tigkeit der Aufwendungen nur beispielsweise möglich. 

1. Im Bereich der Bundesstrafenverwaltung 

Im Jahr lQ87 fUr stra~enseitige Lärm­

schutzmafl.nahmen 

für lärmdämmende Pahrbahn­

beläge 

fUr Reihilfen zum Rinbau von 

Lärrnschutzfenstern 

Im Jahr lQ8R für straßenseitige Lärm­

schutzmaP>nahmen 

für lärmdämmende Pahrbahn­

beläge 
für Beihilfen zum Einbau 

von Lärmschutzf~~stern 
Im Jahr 198Q fUr straßenseitige Lärm­

schutzmaßnahmen 
für lärmdämmende F'ahrbahn­

beläge 

für Beihilfen zum Rinbau 

von Lärmschutzfenstern 

rd. 2RO Mio.S 

rd. 100 Mio.S 

rd. 130 Mio.3 

rd. lf'O Mio.S 

rd. 150 1'1io.3 

rd. 130 Mio. S 

rd. 140 Mio. S 

rd. 180 Mio.S 

rd.l10fJ1io.S 

Die angeführten Zahlenwerte betreffen sowohl die Aufwen­
dungen im nereich der Rundesstraßenverwaltung als auch im 

Rereich der Straßensondergesellschaft. Fund 60 Mio.S der 

Aufwendungen des Jahres 1Q89 wurden aus Mitteln der nKO­

Maut finanziert, die Mitte des Jahres 1989 angelaufen 

ist. Pür 10qO lassen sich die Aufwendungen für straßen­

seitige Lärmschutzmaßnahmen und Beihilfen zum Finbau von 
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Lärmschutzfenstern mit leichten Frh6hungen etwa in der 
gleichen Gr6~enordnung wie 19A9 an~ehen, bei lärmmindern­

den Fahrbahndecken (die vor allem im Rereich der Transit­

strecken zum Finsatz gelangen) ist zufolge der ~KO-Maut 

mi t einem Ansteigen .~er Ausgaben in eine Gr6P.·enordnung 

von deutlich über 200 ~io.S zu rechnen. 

2. Im Bereich des Rundeshochhaues 

Im Jahr 1987 insbesondere fUr energie­

technische ~anierun~ von 

~eizungsanlagen sowie der 

Bausubstanz, aber auch für 

die Umstellung von Heizungs­

anla~en auf Fernwärme und 

umweltfreundlichere Fner~ie-

träger 

Im Jahr 10RA gleiche MaPnahmen wie im 
Vorjahr 

Im ,J a h r 1 Q A 0 gl ei c h e M a p, nah m e n wie in den 

Vor jahren, 111 % vqm In s tand-

rd. 200 t-"io. S 

rd. 1QO Mio.S 

haltungsbudget, das sind rd. 350 ~io.S 

Im Jahr 1990 gleiche Ma0nahme~ wie in 

den Vorjahren, lu % vom 

Instandhaltungsbudget, 

das sind (geplant) 

3. Im Bereich des Bergbaues 

rd. 270 Mio.S 

Im Jahr 19R7 wurden keine Beihilfen fUr Umweltschutz aus 
Mitteln der Bergbauförderung gewährt. 

Im Jahr 1088 wurde einem HUttenbetrieb fUr die Realisie­

rung eines Projektes zur Wiedergewinnung von Wolframaten 

aus ProzeP.wässern eine Beihilfe von 200.000.- S aus Mitteln 

der Rohstoffsicherung gewährt. 

Im ,Jahr 1 aA9 wurden Reihil fen fUr {!mwel tschutz in der ~öhe 

von 1,7 Mio.S gewährt. 

• 
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4. Im Bereich der Wohnbauforschung 

Im Jahr 1987 wurden für sechs umweltschutzrelevante Projekte 
im Rahmen der Wohnbauforschungsf6rderung mehr als 22 Mio.S 

vertragI ich zugesicli~r't, wobei- knapp' '13 Mio.$ in Form von 

nicht rückzahlbaren F6rderungsheiträgen und mehr als 9 ~io.$ 

in Form von F6rderungsdarlehen zugesichert wurden. 

Im Jahr 198R wurden insgesamt 10 umweltschutzreievante 

Projekte mit einem F6rderungsvolumen von 11,7 Mio.S 

(10,7 ~illionen nicht rückzahlbare F6rderungsheiträge, 
.1 Million F6rderungsdarlehen) zugesichert. 

19R9 wurden keine neuen umweltschutzrelevanten Projekte 

zugesichert. 

5. Im Pereich der Zellstoff- und Papierindustrie 

Für Urnwel tschutz und StrukturverbesserungsmaP..narrJen 

19 R 7 rd. 18 R, 7 Mio . ~ 

19PP, rd. 111,45 Mio.S 

1989 rd. 59, 1 ~io.S 

1990 laut Bundesvoranschlag rd. Q5,6 Mio.$ 

Das Projekt "Chlorfreie Bleiche" (siehe auch Pkt. C/l.l) 

wurde vom Rundesministerium für wirtschaftliche Ange-

legenheiten mitgefördert 200.000.- S 
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6. Im Bereich des Tourismus 

Im Jahr 1Q87 fUr die PrsteIlung eines aktuellen Pe­
richtes "Fremdenverkehr und Umwelt" und 

fUr dit?: Un tersu.chung .. der Nutzungsi ntensi tä t 

ein Betrag von 35Q.306.- S 

Im ,Jahr 19RR fUr den Leitfaden über die ~'utzungsintensi­

tät, den Ortsbild- und f1mweltpflegewett­

wettbewerb sowie die F.rstellung eines 

aktuellen Berichtes "Fremdenverkehr und 

Umwelt" ein Betrag von 

Im Jahr ,qAg stellten im Rahmen des nsterreichischen 

Fremdenverkehrstages, fUr dessen nurch­

fUhrung rund 1 Mio.S zur VerfUgung gestellt 

wurden, umweltrelevante Themen einen Schwer­

punkt dar. 

7. Im Bereich der Alt- und Ahfallstoffverwertung 

Im Jahr 1987 wurde fUr den Start der Altbatteriensamm-
1 ung ein Betrag von rd. 3 Mio':S zur VerfUgung gestell t. 

8. Im Bereich der Rundeswasserstra~enverwaltung 

In den Jahren 1987 - 1QAQ wurden fUr Maßnahmen gemä~ 

Pkt. C/14 des Berichts rd. 7,5 Mio S aufge~endet. 

9. Im Bereich des Technischen Versuchswesens und der Allge­

meinen Rauforschung 

Zur Förderung umweltrelevanter Forschungsvorhaben gemäß 

Pkt. D/6 wurden folgende Beträge aufgewendet: 

1987: rd. 2 Mio S 

1988: rd. 0,95 ""io S 

1989: rd. 2,4 Mio S 

19 QO: rd. 1 p 75 Mio S 

• 
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10. Wohnhaus-Wiederaufbau- und Stadterneuerungsfonds 

In der XVII. Gesetzgebungsperiode wurden vom Wohnhaus­

Wiederbaufbau- und Stadterneuerungsfonds folgende Bei­

träge zu Pmwel tschutzma.f.nahmen. gele.i.stet: 

- Zur Frrichtung von Anlagen zur Versorgung mit Fernwärme 

wurde ein Darlehen in Höhe von 7 Mio. S (Deutschlands­

berg, Stmk.) und wurden nicht-rückzahlbahre Beiträge in 

Höhe von S 34,2~0.000.-- (Köflach, Stmk.) zugesichert. 

- Mit der Zusicherung von narlehen in Röhe von 

S 95,700.000,-- von Zinsen zuschüssen zu Kapitalmarkt­

darlehen in Höhe von S 9,000.000,-- sowie von nicht­

rückzahlbaren Beiträgen im Ausmaß von S 30,710.000,-­

wurde die Vornahme von verkehrsberuhigenden Ma~nahmen in 

den Städten Linz, Kufstein, Deutschlandsberg und Villach 

bzw. den Ortsgemeinden Schweiggers (NM), Schwarzenbach 

(NB), Kalwang (Stmk) sowie Judendorf-Strassengel (~tmk) 

wesentlich unterstützt. 

- Weiters wurde mit Mitteln des Fonds die FrsteIlung 
eines Müllentsorgungskonzeptes <in der Gemeinde 

JUdendQrf-Strassengel (Stmk) gefördert. 

- In den Gemeinden Berndorf (NÖ), Pulkau (Nn), Loosdorf 

(NÖ), Reutte (T) und Zwischenwasser (Vbg) wurde durch 

Darlehen in Höhe von S 2,600.000,-- und nicht-rück­

zahlbare Beiträge in Höhe von S 3,100.000,-- die 

Schaffung von Wohnstraßen gefördert. 

In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, daf. mit der 
Verländerung der Wohnbauförderung dem Fonds nur mehr die 

Abwicklung jener Vorhaben obliegt, die bis 31.12.1987 

zugesichert wurden. 
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11. Im Rereich der Pörder'ung lärmarrner Lastkraftwagen 

Im Zeitraum vorn 1.12.19A~. bis 30.4.1990 wurde d.ie Anschaffung 

und TImrüstung von lärrnarmen LK~·I' s bei 19n fJnternehmen mi t 

einem Prämienvolurnen von rund 10,Q ~io.S gefördert. 

,4 

• 
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12. Im Rereich der Radverkehrsanlagen an PundesstraRen 

~DVERKEHRSANLAGENanBUNDESSTRASSE~ 
1989 .. 1999 

Burgen~and 125 

Oberöst. 125 

Salzburg 80 
Steiermark 605 

~f::\~ GRAFlK 3/1aeo ' 

~~ Wir1schaftsministerium : 

Niederöst. 957 

Wien 82 
~~ Vorarlberg 42 

Tirol 60 
Kärnten 280 

Längen <in km} 
Insgesamt rd. 2356 km 

Niederöst. 480 

Burgenland 87 

Vorarlberg 55 

1}{©J$tlefi'TI (bll Mäo S} OberOst. 230 
Salzburg 80 

Steier.rnark 343 Insgesm1t rd. 1800 Mio S 
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